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Was erwartet das Handwerk von den kommenden permanenten?
* Der Generalsekretär des Deutschen Hand-

werks- und Gewerbekammertages, Dr. Mensch-
Hannover, sprach gelegentlich der öffentlichen Hand-
werkerkundgebung des 8. Mitteldeutschen Hand-
werkertages am 10. Juni in Gera über die Frage
»Was erwartet das Handwerk von den kommen-den
Parlamenten?«

Generalsekretär Dr. Mensch schickte voraus, daß
er sich auf einerein sachliche Darlegung der For-
derungen beschränken werde, die das Handwerk
aus dem zurzeit herrschenden Zustand der staat-
lichen und wirtschaftlichen Verhältnisse für die
künftige Arbeit der Parlamente ableiten müsse.
Er streifte sodann die in letzter Zeit immer wieder
her-vorgetretenen Versuche, das allgem-eine Parla-
ment unter dem Gesichtspunkt wirtschaftlich-er
Sonderinteressen der einzelnen Berufsgruppen
einer interessenmäßigen Umbildung zu unter-
werfen. Dr. Mensch wies angesichts dieser Be-
strebungen auf die damit verbundenen schwersten
Gefahren für eine nach einheitlichen Gesichts-
punkten zu führende Gesamtpolitik auf staats- und
wirtschaftspolitischem Gebiete hin. Der Reich-s-
verband des deutschen Handwerks habe aus diesem
Grunde heraus immer wieder gefordert. daß die
großen Berufsstände der deutschen Volkswirtschaft
in die Willeusbildung bei der politischen Gesetz-
gebung und Verwaltung auf legale Weise einge-
schaltet würden. Es müßte daher für alle Kreise
der Wirtschaft ein Forum geschaffen werden, auf
dem wirklich die einzelnen Glieder der deutschen
Wirtschaft nach der ihnen innewohnenden wirt-
sehaftlichen und sozialen Bedeutung sich zur Geltung
bringen könnten. Der Versuch 3u einer solchen
Mitwirkung sei im Vorläufigen Reichswirtschafts-
rat gemacht worden, dessen Tätigkeit leider erheb-
lich unterschätzt werd-e.

Für das Handwerk fordere der Reiehsverband
nach wie vor eine durch gesetzliche Vollmachten ge-
ordnete und ermächtigte berufliche Selbstver-
waltung. In dieser Richtung werden die Vor-
schläge, die der vor 8 Jahren vor-gelegte Entwurf
ein-er Reichshansdwerksordnung enthielt, dem Ziele
nach unverändert aufrecht erhalten nnd wieder
aufgenommen

libergehend zur Frage der freien oder ge-
bundenen Wirtschaft bezeichnete Dr. Mensch ba6
Handwerk als den typischen Berufsstaud iudi-
vidueller Wirtschaftsführung Der Begriff der

freien Wirtschaft werde in den einzelnen Kreisen
der Wirtschaft recht verschied-en verstanden. Die
eigentlich-e Sozialisiernng sei zwar abgewendet, da-
für erlebten wir aber die fortschreitende Aus-
dehnung der Wirtschaftsführung durch die öffent-
lich-e Hand. An Stelle der freien indisvidualistischen
Wirtschaft trete mehr und mehr in weiten Kreisen
von Handel nnd Industrie ein-e kapitalistisch-
kollektiv gebundene Wirtschaft. Das Handwerk
wolle den Grundsatz der freien Wirtschaft nicht
nur dem Staate gegenüber angewendet wissen,
sondern auch im Verhältnis der wirtschaftlichen
Erwerbs-stände untereinander Das Handwer
fühle sich in seiner Wirtschaft durch das Über-
gewicht der kartellierten und konzernierten Güter-
erzeugung uuddes Giiterabsatzes in Industrie und
Handel tatsächlich unfrei. Man dürfe sich nicht
darüber hinwegtäuschen, daß die kollektiv ge-
bundene Großwirtsehafst bis zu einem gewissen
Grade selbst Wegbereister einer Sozialisierung sei.
Alb-er auch in der Zukunft würden die Wirtschafts-
arten, die heute vorherrschend seien, weit-er be-
stehen, und so werde auch dasHandwerk weiter
bestehen.
An die Stelle der bisherigen sogenannten Mittel-

standspolitik der Parlamente müsse ein-e tatkräftige
und positive Politik tret-en, die den wirtschaftlichen
Zusammenhängen auf den Grund geht und allen
wirtschaftenden Kreisen, nicht nur bevorzugten
Teilen derselben, Rechnung trägt.

Die staatliche Wirtschaftspolitik als Ganzes ge-
sehen bezeichuete der Redner als eine Folge des
heutigen parlamentarischen Systems. Besonders
sei in der letztere Zeit der verflossenen Legislatur-
periode alles andere, nur nicht eine produzenten-
freundliche Politik getrieben worden. Die ganze
Steuerpolitik sei letzten Endes nur der Ausdruck
schwankender parlamentarischer Mehrheitsverhält-
uissse und ständigen Wechsels der Regierungs--
koalitionen. Aufgabe des neuen Reichstages sei
es, ein neu-es Gleichgewicht zwischen den einzelnen
Wirtschaftszweisgen herzustellen derart, daß ein
Höchstmaß von Leistungsfähigkeit erreicht werden
könne. _

An der Spitze aller Forderungen für die künftige
Politik stehe das Verlangen nach einer Ver-
waltungsreform an Haupt und Gliedern. Das
deutsche Volk könne nicht seine viel zu kostspielige
unsd täglich teurer werdende Verwaltung und da- 
manage: 35 000 Exemplaret

- neuen Reichstags,

 

neben noch die Repavationslasten tragen. Für
letztere sei eine Neuregelung notw«endig,. die der
tatsächlichen Leistungsfähigkeit der deutschen Wirt-
schaft Rechnung trage nnd auch von der Seite des
öffentlichen Haushalts her ein-e Senkung der
öffentlichen Lasten ermögliche.
Das Handwerk halbe vor allem ein lebens-

wischtiges Interesse an gesunden Verhältnissen auf
dem inneren Markt. Die deutsche Währung sei
nach außen hin gesichert, im Inn-ern aber bereite
die Entwicklung des Lohn- und Preisniveaus in
der letzten Zeit ernst-e Sorgen. Auch die über-
starke Aufnahme von Auslandsanleihen könne leicht
eine Verminderung der Kaufkraft der Reichsmark
im inneren Markte nach sich ziehen. Ein-e gesunde
Landwirtschaft sei für das Handwerk von größter
Bedeutung; die Hilfsmaßnahmen der Reichs-
regierung schienen aber nicht geeignet, die gegen-.
wärtige Krisis in der Landwirtschaft auf die Dauer
zu beheben und für sie die Grundlage einer ge-
sunden Preiswirtschast wieder h-.erzustellen

Auf finanz- und steuerpolitischem Gebiet biete
sich ein ähnliches unbefriedigendes Bild. Die Wirt-
schaft sei nicht mehr in der Lag-e, die ungeheuere
Steuerlast zu tragen; insbesondere sei eine kräftige
Senkung der Realsteuern notwendig, vornehmlich
der Gewerbesteuer. Ebenso bleibe es Aufgabe des

einen endgültigen Finanzauss
gleich zwischen Reich, Ländern und Gemeinden zu
schaffen, der dem Zwange zur Sparsamkeit auf
all-en Gebieten Rechnung trage.

Auf dem Gebiete der Sozialpolitik besprach der
Redner im einzelnen die Stellungnahme des Hand-
werks zu den vorliegenden Entwürsfen eines Ar-
beitsschutzgesetzes und eines Berufs-aussbildungs-
gesetzes, ferner die Wünsche für eine Neufassung
der Bestimmungen über das Schlichtungswesen,
aus dem Gebiete der Sozialversicherung die Frage
der Krankenversicherung für das Handwerk, der
Invalidenversicherung und der Unfallversicherung
Er gab dabei der Befürchtung Ausdruck, daß bei
dem neuen Reichstag die soziale Gesetzgebung eine
weitere Ausgestaltung erfahren werde und daß die
damit verbundene Erhöhung der Beiträge vom
Handwerk nicht mehr getragen werden könne.

Generalsekretär Dr. Mensch betonte zum Schluß«
seiner Ausführungen, daß der Reichs-verband des
deutschen Handwerks nach wie vor bereit sein
werde, mit den Spitzenverbänden der deutschen
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Wirtschaft sich zu verständigen, um zu einer einheit-
lichen Willensbildung auch in diesen großen
Kreisen der Wirtschaft zu gelangen. Er gab der
Hoffnung Ausdruck, daß sich die Erkenntnis der
gemeinsamen Verbundenheit der deutschen Wirt-
schaft gegenüber der egoistischen Sondervertretung
einzelner Interessen immer mehr durchrin-ge.

—

Das gewerbliche Auskunfte-
wesen

* Der Verband der-Vereine Kreditreform über-
mittelt uns seinen Bericht über das 47. Geschäfts-
jahr. Aus ihm entnehmen wir den beachtens-
werten Aufsatz von Dr. Kempken, dem Geschäfts-
führer der Düsseldorfer Handelskammer, über die
Reform des gewerblichen Auskunftswesens, dem
Handwerk und Gewerbe wohl auch etwas mehr
Aufmerksamkeit schenken sollten.
Wir haben in Deutschland über 2000 Unter-

nehmen, die sich als Auskunfteien bezeichnen. Der
größte Teil wird dieser Bezeichnung deshalb nicht
gerecht, weil er weder die geeigneten Personen
noch die erforderlichen Mittel hat, die Auskunft-
tätigkeit so zu betreiben, wie es im Interesse aller
Beteiligten, namentlich der Kaufmannschaft, liegt.
Wenn deshalb über das heutige Auskunstswesen
geklagt und Abhilfe verlangt wird, so sind diese
Beschwerden wohl verständlich, nur kann man sie
nicht ohne weiteres gegen anerkannte gute Aus-
kunfteien richten. Daß die Tätigkeit der Aus-
kunfteien nicht nur nützlich, sondern notwendig ist,
kann man wohl ohne Einschränkung behaupten.
Sie sehen ihre Aufgabe darin, gewinnbringende
Geschäftsabschlüsse zu unterstützen, dem gesunden
Kredit die Wege zu ebnen, Kreditschädigungen und
dem Gewinnentgang vorzubeugen, also dem Kredit-
schutz in jeder Weise zu dienen. Diese Aufgabe soll
erfüllt wer-den durch Auskunftserteilung, indem
Wissen und Kenntnisse aus dem Bereich des ge-
schäftlichen Lebens gesammelt, verarbeitet und die
Ergebnisse, dise Auskunft, unter gewissen Be-
dingungen Interessenten zugängig gemacht werden.
Dadurch nützen die Auskunfteien der Kaufmann-
schast. Sie dienen aber auch der Allgemeinheit,
weil die Angaben, die sie vermitteln, nicht nur
rein wirtschaftlich-er Art sind. Da sie nämlich
Auskünfte über die verantwortlichen Inhaber oder
Leiter von Unternehmungen und ihre persönlichen
Eigenschaften und Verhältnisse geben, gehen sie
vielfach über die rein wirtschaftliche Unterrichtung
hinaus. Darum hat auch die Allgemeinheit ein
lebhaftes Interesse an einem geordneten Aus-
knnftswesen

Unter den zahlreichen Winkelauskunfteien leidet
das Urteil über den Wert der Auskünfte. Es ist
nicht zu leugnen, daß gerade von dieser Seite durch
völlig ungeeignete, unzuverlässige Personen Er-
tundigungen eingezogen werden, deren Ergebnis
nicht nur lüekenhast, sondern-sogar irreführend ist.
Solche Auskünfte können unübersehbaren Schaden
anrichten, und die Kaufmannschaft hat allen Grund,
sich hiergegen zu schützen. Sie tut es, indem sie
ihre Informationen nur bei einwandfreien Aus-
kunfteien einholt. Aber auch dann läßt es sich
nicht immer vermeiden, daß die Angaben unbollå
ständig oder subjektiv sind: entweder hat man zu
wenig Erkundigungen eingezogen oder sich zu sehr
auf die Mitteilung des Beurteilten verlassen.

’ In beiden Fällen genügen die Aus-künfte nicht.
Deshalb aber zu verlangen, daß der Beurteilte
unter allen Umständen gefragt und ihm Einsicht
in das über ihn vorliegende Auskunftsmaterial ge-
währt wird, ist nicht angängig. Noch weniger kann
man der Forderung zustimmen, dem Beurteilten
einen Anspruch daran zu geben, das Auskunfts-
material nach seinen Wünschen zu berichtigen. Die
Aushändigung einer Abschrift an den Beurteilten
lehnen die Auskunfteien aus verschiedenen·Grün-
den ab. Sie würden auf diese Weise ihren Ar-
beitsstosf und damit ihre Existenzgrundlage aus-
liesern. Wischtiger im Interesse der Allgemeinheit
ist jedoch die Befürchtung, daß dadurch das Ge-

 

 

schäftsgeheimnis gefährdet, wenn nicht überhaupt
preisgegeben würde. Die Gewährsleute werden
viel leichter als bisher ermittelt werden und sich
eher weigern, Informationen einzuholen. Die
Lieferanten des Beurteilten werden mit ihren
Äußerungen sehr start zurückhalten, denn weder
Gewährslseute noch Lieferanten übernehmen das
Risiko, von dem Beurteilten wegen geschäftlicher
Schädigung verantwortlich gemacht zu werden.
Schrumpft aber das Auskunftsmaterial ein, so auch
der Vorteil, den die Auskunfteien der Kaufmann-
schaft bieten, Es bedarf auch gar nicht einer
obligatorischen Mitwirkung, wenn, wie es jetzt von
den gut-en Auskunfteien gehandhabt wird, bei den
Beurteilten unmittelbar Angaben eingefordert
werden.

Man hat auch die Forderung erhoben, daß die
Auskunft-den nur Tatsachen, nicht aber Urteile
geben. Nun soll nach Ansicht führender Aus-
kunft-ei·en die Information nur als ein Beitrag zu
dem anzusehen sein, was der Empfänger bereits
weiß oder anderweitig erfahren hat, sie soll ihm die
Möglichkeit bieten, sich aus der Summe der Er-
fahrungen und auf Grund des eigenen Wissens ein
eigenes Urteil zu bilden. Auf dieser in Natur und
Sinn der Auskunft begründeten Einschränkung
ihres absoluten Wertes beruhe auch der Ausschluß
der Haftung. Dieser Auffassung widerspricht aller-
dings die oft geübte Praxis, da die Auskünfte
häufig Angaben über Kreditgewährung und Kredit-
fähigkeit des Beurteiten bringen. Hier wird sich
die Grenze zwischen Mitteilung von Tatsachen und
Urteilen nicht immer scharf ziehen lassen.

Notwendig ist asber eine Vervollständigung des
Tatsachenmaterials nach verschiedener Richtung, z.
B. ist eine Aufklärung über den Immobilienbesitz
des Beurteilten, über firmenrechtliche Dinge sehr
nutzbringend. Deshalb sollte den Auskunfteien bei
der Beschaffung dieser Unterlagen mehr als bisher
Entgegenkommen gezeigt werden. Durch regel-
mäßiges Befragen der Beurteilten lassen sich der-
artige Angaben teil-weise beschaffen, allerdings
nicht mit der Gewähr unbedingter Richtigkeit.
Manche Beurteilte lehnen überdies Mitteilungen
über sich selbst aus steuerlichen Gründen oder aus
Furcht vor der Konkurrenz ab. Um so mehr wird
man in solchen Fällen Firmen, die mit dem Be-
urteilten in Geschäftsverbindung stehen, hören.
Überhaupt ist es notwendig, daß die Auskunfteien
sich von ihren Empfängern regelmäßig über die
Erfahrungen mit den Beurteilten berichten lassen.
Diese ständige Unterrichtung ergänzt nicht nur die
vorhandenen Unterlagen, sie gibt auch eine immer
besser-e Handhabe, den Beurteilten zu erkennen.
Die Gefahr, daß auf diese Weise von böswilliger
Seite unrichtige Angaben über den· Beurteilten
gemacht werden,f braucht man bei den Auskunfteien
nicht zu überschätzen, die genügend andere In-
formationsquellen in Anspruch nehmen und den
Beurteilten dabei selbst zu Worte kommen lassen.
Macht die Auskunftei von den ihr mitgeteilten
wesentlichen Tatsachen keinen angemessenen Ge-
brauch, so verletzt- sie damit die Pflichten eines
ordentlichen Kaufmanns und ist nach § 823 BGB.
schadenersatzpflichtig, Unter Umständen sogar straf-
rechtlich Verantwortlich. Gäbe also diese Vorschrift
dzem Beurteilten nicht schon genügen-den Schutz, so
würde das Selbsterhaltungsstreben der Aus-
kunfteien dafür sorgen. Sie würden sich ja selbst
ihr Grab graben, wenn sie wiss-entli-ch falsche An-
gaben verbreiten wollten, da die Beurteilten häufig
auch ihre Abonnenten sind.

Die Arbeit der Auskunfteien ist um so wert-
voller, je umfassender und aktueller ihr Material
ist Darum liegt es im Interesse der Kaufmann-
schaft, daß sie die Auskunfteien reichlich mit Unter-
lagen bersieht. Hieran fehlt es noch, weil unbe-
gründete Scheu manchen abhält, die Auskunftei zu
unterri-chten. Eine solche Zusammenarbeit zwischen
Wirtschaft und Auskunft kann aber beiden Teilen
nur Vorteil bringen. In dieser Erkenntnis haben
verschiedene Wirtschaftsverbände mit den vier
führenden Auskunftsinstituten ein Abkommen ab-
geschlossen. Auf Grund dieses Abkommens haben 

die Verbandsfirmen die Verpflichtung, Beobach-
tungen hinsichtlich des Verhaltens ihrer Kund-
schaft dem Auskunftsinstitut, das dem Abkommen
angeschlossen ist, zu melden. Für diese Mitarbeit
wird eine Vergütung gewährt. Eine derartig-e Zu-
sammenarbeit wird von selbst dahin wirken, daß
die unberufenen Elemente im Auskunftswesen aus-
geschaltet werden. Dieser Weg ist besser und er-
folgreicher als alle Konzessionspflicht Diese wider-
spricht auch dem Grundsatz der Gewerbefreiheit
und sollte deshalb von der Wirtschaft aus nicht ver-
langt werden.

Wenn so die Auskunfteien sich Bemühen, durch
stärkeres Hinzuziehen ihrer bisherigen Infor-
mationsquellen, nicht zuletzt des Beurteilten selbst,
ihre eigenen Beobachtungen zu vervolllommnen,
müssen die Wirtschaftstreise dieses Bestreben der
einwandfreien Institute durch regelmäßige Mit-
teilung von zweckdienlichen Nachrichten unterstützen.
Dann bedarf es keinerlei Zwangsmittel, vielmehr
wird diese Zusammenarbeit und der freie Wett-
bewerb der Auskunfteien dafür sorgen, daß ihre
Tätigkeit der Wirtschaft und der Allgemeinheit am
besten dient.

Breslauer anrhsrhntbauten
* In der 31 Millionen-Anleihe sind Mittel ein-

gesetzt worden für die Frauenberufsschule, für eine
Knabenberufsschule und für die Handwerker- nnd
Kunsstgewerbeschule

Als die allerdringendste Bauaufgabe ist der Bau
der Frauenberufsschule bezeichnet worden, insbe-
sondere auch deshalb, weil 1929 die Neueinschulung
einer großen Zahl neuer berufsschulpflichtiger
Mädchen vorgenommen werden muß, für die über-
haupt kein Raum vorhanden ist.

Infolgedessen ist die Frauenberufsschule zuerst
in Angriff genommen worden. Die Mittel für
den Bau, die auf 2 Millionen Mark bezeichnet
worden sind, sind bereitgestellt, die Baupläne sind
fertig, und mit dem Bau wird in diesen Tagen be-
gonnen. Eigene Berufsschulgebäude für Knaben
hat Breslau nicht. Sämtlich-e 4 Kuabenberufs-
schulen sind in Volksschulklassen oder in gemieteten
Räumen untergebracht.

Die Unterbringung der Handwerker- uer Kunst-
gewerbeschule ist schlecht und unzureichend. Es ist
natürlich interessant, daß Mittel für den Bau der
Handwerker- und Kunstgewerbeschule und einer
Knabenberufsschule gleichzeitig in der Anleihe be-
rseitgestellt worden sind. Das legt natürlich den
Gedanken nahe, den Bau dieser beiden Schulen mit-
einander zu verbinden, weil Fachschulen eine Reihe
von Berührungspnnkten haben und durch eine
bauliche Zusammenlegung nicht allein Ersparnisse
erzielt werden können, sondern auch eine gegen-
seitige Befruchtung der Schulen erreicht werden
kann. Erwägungen nach dieser Richtung werden
zurzeit angestellt, wobei man gleichzeitig noch auf
den Gedanken kommen könnte, die neue Gewerbe-
Förderungsanstalt in irgendeiner Form mit diesen
Schulen in Verbindung zu bringen, weil deren
Ziel auch in der gleichen Richtung, Förderung des
hansdwerklichen Nachwuchses, liegt.

 

Erbnuliches non der Arbeitslosen-
oersichernng

* Untser vorstehend-er Überschrift geißelte ich in
Nr. 21 vom 26. Mai 1928 dieser Zeitung vor
einiger Zeit Mißstände, die sich in der Arbeits-
losenversicherung ergeben haben. Die Breslauer
,,Volkswacht« widmet meinen Ausführungen
einen spasltenlangen Gegenartikel in dem der
,,Volkswacht« eigentümlichen Tone, auf den ein-

zugehen, ich hier weder Veranlassung noch Lust
noch Zeit habe. Nur eines möchte ich richtigstellen.
Ich bin Shndikus des Inn-ungsausschusses zu

Breslau und nicht der Handwerkskammer. ‘
Syndikus W. Baranek.
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Ein interessantes Grteil

der Bostorlter strafttammer «
* Die auf den Besuch der Gewerbeschule ent-

fallenden Stunden können nachgeholt werden.

Die Frage, ob der Lehrherr berechtigt ist, die

durch den Besuch der Gewerbeschule versäumten

Stunden auch dann nachzuholen, wenn dadurch

der Achtstundentag überschritten wird, ist heute

noch außerordentlich umstritten. Die Indikatur

der Gerichte ist eine sehr schwankende, und da es

an höchftrichterlichen Entscheidungen fehlt, herrscht

in der Praxis eine sich immer mehr bemerkbar

machende Unsicherheit. Die Handwerkskammern

haben sich vorwiegend auf den Standpunkt gestellt,

daß es zulässig sei, wenn die Gewerbeschulstundeu

bei der Berechnung der Gesamtdienstzeit einer

Woche oder eines Tages nachgeholt werden dürfen.

Die Staatsanwaltfchaften in den einzelnen Ländern
nehmen jedoch meistens einen andern Standpunkt
ein, und da die ganze Frage immerhin zweifelhaft
ist, so wird in den meisten Ländern das Verfahren
eröffnet, und es kommt zur Hauptverhandlnng

Da nun eine solche Verhandlung und die Vor-
bereitung zu den einzelnen Terminen dem Hand-
werksmeister viel Zeit kostet und reichlich Ärger

bereitet, so ist es wünschenswert, daß das Gesetz
selbst noch einmal zu dieser Streitfrage Stellung
nimmt und sie durch authentische Interpretation

entscheidet.
Der Tatbestand war folgender:

Ein Rostocker Schneidermeister hatte seine Lehr-
linge täglich über 8 Stunden, an verschiedenen

Tagen sogar bis zu 10 Stunden beschäftigt Gegen
den ihm zugestellten Strafbefehl legte er frist- und
formgerecht Berufung ein, so daß es zur Verhand-
lung vor dem Amtsgericht zu Rostock wegen Ver-
gehens gegen das Arbeitszeitgesetz kam. Das Ver- -
fahren endigte mit dem Freispruch des Angeklagten.
Gegen dieses Urteil legte die Staatsauwaltschaft
Berufung ein, worauf sich die Rostocker Straf-
kammer mit dem Fall zu beschäftigen hatte.

Der Angeklagte führte in seiner Verteidigungs-
rede aus, daß er an einem Tage der Woche feine
Lehrlinge überhaupt nicht zu sehen bekäme, da diese
während des ganzen Tages durch den Besuch der
Gewerbeschule in Anspruch genommen seien. Wenn
aber jede Woche ein ganzer Tag in der-s praktischen
Ausbildung ausfiele, so könne er als Meister keine
Garantie übernehmen, daß feine Lehrlinge zu
tüchtigen Gesellen herangebildet würden. Der
Unterricht in der Gewerbeschule sei nur ein theo-
retischer und könne niemals die praktische Aus-
bildung in der Werkstatt ersetzen. Niemand anders
aber als der Meister trage die Verantwortung für
die Ausbildung des Lehrlings. In 40 Stunden
pro Woche könne eine gründliche Ausbildung des
Lehrlings nicht erfolgen. Aus diesen Gründen
dürfen diesUnterrichtsstunden in der Gewerbeschnle
nicht einfach auf die Lehrzeit angerechnet werden;
sollte das Gericht sich auf einen andern Staud-
punkt stellen, so sei eine sachgemäße Ausbildung
des Lehrlings in Frage gestellt

Nach eingehender Beratung kam die Straf-
kammer auf Grund der Ausführung-en des An-
geklagten zu demselben Ergebnis wie das Vorder-
gericht. Aus der sehr umfangreichen Urteils-
begründng interessiert vor allem die nahestehende
Stelle, deren präzise Fassung im Interesse des
Handwerks sehr zu begrüßen ist.

Es heißt dort:

Die Neuregelung der Arbeitszeit in der V.O.
vom 14. 4. 1927 bedeutet im Verhältnis zu der
früheren gesetzlichen Regelung zweifellos ein Ab-
gehen vom Achtstundentag Das folgt ohne
weiteres aus dem ganzen Inhalt der Verord-
nung, die offenbar an dem Achtstundentag nur
noch aus gesetzespolitischen Gründen festhält, im 

übrigen aber zugunssten der 48- bezw. 96-Stunden-
woche so viele nnd so einschneidende »Aus-
nahmen« zugelassen hat, daß man heute mit mehr
Recht von dem Grundsatz einer 48-Stundenwoche
bezw. 96-Stundendoppelwoche sprechen kann. Die
Vorschrift des § 1 S. 3 der Verordnung darf des-
halb nicht zu eng ausgelegt werden. Man wird
vielmehr annehmen müssen, daß grundsätzlich eine
Ausgleichung von ausgefalleuen Arbeitsstunden
erfolgen darf, sofern nur die höchst zulässige
Wochenzahl der Arbeitsftuuden nicht überschritten
wird. Geht man von diesem Grundsätze aus,
so kann der Bestimmung, daß ein Ausgleich nur
für den ganzen Betrieb, oder eine Betriebsabtei-
lung möglich sein soll, nur eine nebengeordnete
Bedeutung beigelegt werden. Es hat auch ganz
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den Anschein, als ob die Gesetzgeber der Arbeits-
verordnung — jedenfalls bei der redaktionellen
Niederlegung des Gesetzestextes ——— nur größere
Betriebe, wie Fabrikunternehmen mit großer
Arbeiterzahl, im Auge gehabt haben, und daß es
lediglich für diese nicht zulässig sein sollte, daß
einzelne Arbeiter nach dem offiziellen Betriebs-
schluß an ihrer Arbeitsstätte zurück-gehalten
werden. Für kleinere Betrieb-e -—— wie vorliegen-
denfalls für eine Schneiderwserkstatt — ist aber
nicht einzusehen, weshalb hier ein gleiches gelten
soll, Wenn der § 1 S. 3 der Verordnung über-
haupt auf Kleinbetriebe Anwendung finden soll,
was nach dem Sinn und Zweck der Bestimmung
ohne weiteres anzunehmen ist, so muß eine au-
gemesseue Nachholung von ausgefallenen Arbeits-
stunden auch dann erlaubt fein, wenn zwar nicht
der ganze Betrieb, wohl aber eine Kategorie von
Arbeitnehmern wie hier die Lehrlinge des Be-
triebes von der Ausgleichng betroffen werden.
Andernfalls würde die genannte Vorschrift ihre 

Bedeutung für Kleinbetriebe
lieren.

Nun ist allerdings ein Ausgleich von Arbeits-
stunden in der Hauptsache wohl nur deshalb zu-
gelassen, weil die Arbeitnehmer sich währen-d der
ausgefallenen Arbeitszeit erholeu können, was
für den vorliegenden Fall, in welchem die Lehr-
linge die Gewerbe-Schule besuchen, nicht ohne
weiteres angenommen werden kann. Das Be-
rufungsgericht glaubt aber, daß gegenüber diesen
Bedenken das persönliche Interesse der Arbeit-
nehmer den "Ausschlag geben muß. Dieses geht
aber nach Ansicht des Berufungsgerichtes dahin,
daß eine 40stündige Arbeitszeit in der Woche
nicht ausreicht für die praktische Ausbildung des
Lehrlings. Nicht zuletzt aus diesem Grunde ist
das Berufungsgericht daher zu der Auffassung
gekommen, daß es zulässig war, wenn der Au-
geklagte eine Ansglseichungder Arbeitsstunden in

fast völlig ver-

· der geschehenen Weise vornahm.

Der vom ersten Richter erfolgte Freispruch ist
hiernach zu Recht erfolgt. Dementsprechend war
die Berufung der Staatsanwaltschaft auf Kost-en
der Staatskasse zurückzuführen.

"» Gegen dieses Urteil hat die Staatsanwaltschaft
das Rechtsmittesl der Revision eingelegt. Nach-

dem aber das Amtsgericht und die Strafkammer
des Landgerichts übereinstimmen-d zu einem Frei-
spruch gelangt sind, ist im vorliegenden Falle kaum
damit zu rechnen, daß die Entscheidungen dieser
beiden Gericht-e juristisch anfechtbar sind. Immer-

hin darf man auf die Entscheidungen des Ober-
landesgerichts, der höchsten gerichtlichen Instanz
in Mecklenburg, gespannt sein. Im ganzen Hand-

werk zweifelt niemand daran, daß die getroffenen
Entscheidungen gerecht und billig sind unsd dem
positiven materiellen Recht entsprechen, ein Stand-
punkt, den mit besonderem Nachdruck auch die

meisten Handwerkskammern seit längerem ver-

treten haben.
—-

Fus dem Geichstiuratnrium für

Mirtschakttichtieit
* Das Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit,

worin auch das Handwerk seit dessen Gründung

vertreten ist, hat, wie wir seinem Geschäftsberichst
für das Iahr 1927 entnehmen, seine Tätigkeit als

Vermittlungs- und Unterstützungsstelle zur För-

derung der Rationalisierung in Deutschland er-
folgreich fortgesetzt und weiter ausgebaut. Be-

sonders hervorzuheben sind die Arbeiten des Reichs-

ausschusfses für Lieserbe-dinigungen, die daran ab-

zielen, für das gesamte deutsche Wirtschaftsgebiet

einheitliche Lieferbedingungen, Prüfverfcbrem Bie-

griffsbestimmungen- und Bezeichnungsvorschriften

fiir Rohstofse, Halb- und Fertigwaren einschl. der
·iahrungs- und Genußmittel zu schaffen, sowie die

Arbeiten des Deutschen Normenausschusses, der im

Laufe seiner bisherigen 10 jährigen Tätigkeit etwa
2200 Noruisblätter herausgegeben hat.
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Wohnung und Merkraum 1929
i” In dem großen Wettstreit der Länder, Pro-

vinzen und Städte auf dem Gebiete des Aus-
stellnsngswsesens wird im nächsten Jahre auch
Breslau mit einer großen Veranstaltung auf den
Plan treten. »Wohnung und Werk-
ra um« wird die Ausstellnng heißen. Gezeigt
wird eine Mustersiedelung unsd der Werkraum
auf allen Gebieten des werktätigen Lebens. Die
Gesamtausstellung soll eine geschlossene Kund-
.gebung der gesamten schlesischen Wirtschaft
swerden. Beteiligt an ihr als Veranstalter sind
die Stadt Breslau, der Werkbuud, die Handels-
cuud Industriekammer, die Handwerkskammer, die
Landwirtschaftskammer, die Sie-delunsg«sgesellschaft,
der Innungsausschuß, die Messegesellschast. Das
Unternehmen wird aber auch von dem Reiche,
bezw. dem Staatse, und hoffentlich auch von der
Provinz gefördert.
In der nächsten Nummer dieser Zeitung werden

wir Einzelheiten bring-en.
Reich und Staat müssen doch endlich einmal

erkennen, was sie am Osten, an Schlesien haben,
und wie gegenteilig sie bisher gehandelt haben.
Weitestgehende Unterstützung des Unternehmens
muß uns doch wenigstens einmal andeutungs-
weise zeigen, daß wir Schlesier gleichberechtigte
deutsche Reichs- und preußische Staatsbürger sind.
Man beachte nur folgendes:

1. Brseslau hat die schlechtesten Wohnverhältuisse.
17 %.aIIer Familien wohnen in einem Raum,
weitere 34% in zwei Räumen, aslso in Küche
und Zimmer. Der Zustrom von Flüchtlinsgen
aus Posen und Westpreußen, der erfahrungs-
gemäß immer in der ersten Großstadt Halt
macht, hat die große Wohnungsnost wesentlich
gesteigert.

2. Die Industrie ist zu einem großen Teile ab-
gewandert oder stillgelegt, weil der östliche
Absatzmarkt verloren gegangen ist und die un-
günstigen Frachtverhältnisse die Schaffung
neuer Absatzgebiete imWesten und Süden sehr
erschweren.

3. Im Großhandel sinid große Häuser aus dem-
selben Grunde verschwunden oder zu Firmen
örtlicher Bedeutung herabgesunken

4. Die Arbeitslosigkeit in Breslan ist sehr groß.
Sie Iiegt weit über dem Durchschnitt in
Deutschland, sie hat sehr früh eingesetzt und
dauert unvermindert schon Jahre an und be-
lastet den Haushalt der Stadtgemeinsde aufs
schwerste.

5. Der Kleinhandel leidet unter der verringerten
Kaufkraft der Bevölkerung, insbesondere der
Landwirtschaft, die in gleicher Weise wie In-
dustrie und Handel sich aufdas durch den Krieg
verkleinerte Absatzgebiet einstellen und mit
ungünstigen Frachtverhältnissen kämpfen muß-

6. Unternehmertum und Handwerk leiden in
gleicher Weise unter der geringen Kaufkraft
der Bevölkerung und unter der schlechten Wirt-
schaftslage von Handel, Industrie und Land-
wirtschaft.

7· Iahr um Jahr hoffen Handel und Industrie
auf die Beendigung des deutsch-polnischen
Handelskrieges, um immer aufs neue ent-
täuscht zu werden.

Die geschilderten Verhältnisse sind aber nicht
nur auf Breslau zutreffensd, sondern sie liegen
in vielen, wohl den meisten Gegenden Schlesiens
gleichartig. Darum soll die Ausstisellung »Woh-
nung und Werkraum« ein einheitliches, fchlesisches
Unternehmen werd-en.

fftrbeitstosiglieit und Einwanderung in
Nordamerika

* Die Deutsch-Amerikanische Handelskammer,
New York, hält es für ihre Pflicht, aus die
Schwierigkeiten hinzuweisen, denen deutsche Ein-
wanderer, besonders Personen mit technischen und
kaufmännischen Erfahrungen, bei der Erlangung 

einer Beschäftigung begegnen. Der Umfang und
die Dauer der gegenwärtigen Wirtschaftskrise
könnte noch nicht übersehen werden, und Aus-
wanderer aus Deutschland und anderen euro-
päischen Ländern möchten gewarnt und auf die
Möglichkeit einer längeren Beschäftigungslosigkeit
hingewiesen werden«

Isnternationale Ifachmesse für das
gesamte ifletschergewerbe

* In der Zeit vom 24. bis zum 29. Iuni ver-
anstaltet der Deutsche Fleischerverband in den
Ausstellungsräumen der Iahrhnnderthalle Bres-
lau-Scheitnig, eine internationale Fachmesse für
das gesamte Fleischerhandeerk Angegliedert ist
derselben eine Ausstellung schlesischer Fleischer-
innungs-L«lltertümer. Die Messeleitung liegt« in
den Händen der Fleischer- und Wurstmachser-
Innung zu Breslau. Die Eröffnung erfolgt am
Sonntag, vorm. 10% Uhr, durch Herrn Ober-
bürgermeister Dr. Wagner. Die Ausstellung ist
nicht nur für das deutsche Fleischergewerbe, sondern
auch für den gesamten deutschen Osten ein Er-
eignis, und jedem einzelnen, ob Fachmann oder
Laie, ob Erzeuger oder Verbraucher, ist ein Besuch
dringend anzuraten.

Umrahmt wird die Messe durch die 48. Reichs-
tagung des Deutschen Fleischer--,Verbandes der sich
eine umfangreiche Tagesordnung gesetzt hat, die in
ihren Hauptteilen insbesondere für die Behörden
von großem Interesse fein dürfte.
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ffslmeritianischer Brief«
* Aus Chicago erhielt Herr Tischler-osbermeister

Mühlbach vor einigen Tagen folgenden Brief:

,,.lus meiner neuen Heimat will ich auch Ihnen
einige Zeilen und beste Grüße und beste Glück-
wünsche für die Daheimgebliebenen und ganz be-

sonders für das Breslauer Tischlerhandwerk über-

senden. Ich bin nun fast Z- Iahr in Amerika, ich
habe es ausch nicht bereuen brauchen, daß ich diesen
Schritt getan habe. Wen-nich auch in Deutschland

mein-e Existenz aufgegeben, und das Erbe meines
Vaters verkauft habe, um in einem neuen Lan-de
mein Glück zu erringen, so kann ich nach meinen
bisherigen Erfahrungen in. diesem Lande ruhig be-

haupten, kein-en Mißgriff, keinen Fehltritt getan

zu haben, swie es vielleicht anfänglich bei oberfläch-

licher Betrachtung mag erschienen fein. Ich hab-e

daheim sein mühsam-es Kämpfen um die Existenz,

bei geringem oder gar keinem Verdiensts dagegen

mit ständig steigenden Asbgaben, mit einem wohl
arbeitsreichen, schnellen, aber sorgenfreieren, erfolg-
reicheren Schaffen vertauscht Wir schaffen hier
täglich 9 Stunden, Sonnabend bis 12 Uhr (Woche
49% St-d.). Ich arbeite noch als Tischler, werde

aber im Wintserhalbjahr in sdie Zeichenschule gehen,

um mich zum Architekt-en auszubilden, diese ver-

dienen hier die Woche bis 100——125 Dollar. Ich
verdiente manche Woche bis 45 Dollar schon. Habe

aber« bis jetzt noch kein-en Eent an Steuern oder
sonstigen Abzügen zu bezahlen brauchen. Die

Preise für Lebensmittel, Kleidung usw. stehen im

Verhältnis zu drauß-en erheblich niedriger. Ein

neues For«d-Automobiil z. B. kostet 400 bis M 

Dollar, d. s. ca. 10—15 Wochenlöhne. Der Ar-

beiter kann sich daher hier für sein Geld mehr
leisten als in Europa, und er tut es auch. Der

Amerikaner bringt das Geld wieder unter die

Leute. Und so läuft die Wirtschaftsmaschine
Amerikas leicht-er und schneller, und ich bin glück-

lich, dem kranken und siechen Deutschland den

Rücken gekehrt zu haben. Trotzdem werde ich aber
immer ein Deutsch-er bleiben, und ich wünsche von

ganzem Herzen, daß mein Vaterland bald besseren,

schöneren Zeiten entgegen gehen möge.

In aufrichtiger Verehrung

Ihr Gerhard Wichura.«

 

Bürgerrettungsanstalt Breslau
* Bei der Feier des 90jährigen Bestehens der

Bürgerrettungsanftalt Breslau trug Fräulein

Matulla mit großem Erfolge folgenden, von Herrn

Ehorrektor Koschate verfaßtsen Prolog vor:

,,R«ennzig Iahrel Im Zeitenstroni,

Der still ins Meer der Ewigkeit geht,

Ein winziges Stäubliein nur —- ein Atom,
Das der Jahrhundert-e Hauch verweht!

Und doch — im Lichtreiche der Kultur,

Die aufwärts ringt nach der Sterne Kreis:
Ein Sieg-eszug auf des Schöpfers Spur,

Ein Inbelhymnus zu seine-m Preis!

Doch höher werten sich Raum und Zeit,

Wie auch die Iahre kommen und gehn,

Wenn sie im Dienst der Barmherzigkeit-,

Der licht-entsprosssenen Caritas stehn.
Sind viele Herz-en heut hart und kalt,

Daß sie nicht fühlen der Brüder- Not —-

Dise Breslauer Bürgerrettungsanstalt

Blieb treu ihrem Ziel und Pflichtgebot.
Die einst ersannen den edlen Plan —-

In alle Winde verwehte ihr Staub,

Doch was sie Groß-es erdacht und getan,
Das ward der Vernichtung nicht zum Raub.

Denn was ihrer Seelen Sehnsucht war

Und tausend helfende Hände fand,

Es blüht in Ehren nun neunzig Iahr

° Für Breslaus wackeren Handwerkstand.
Wen unverschuldet das Schicksal schlug
Im Druck der Sorge und Konkurrenz,
Dem gaben wir hielfende Mittel genug,

Neu aufzubau’n sein-e Existenz.

Wie manchem haben wir Kraft und Mut

Zu neuem rüstigen Schaff-en gestählt!

Wieviel wir- gerettset an Edelgut —-

Das hat der allwissende Gott gezählt,

Und Helfer standen uns allzeit bei

Aus hoher Warte mit Rat und Tat.
Von ihnen all-en am wärmsten sei

Gedankt dem Breslauer Magistrat! _
Denn als der Krieg unserm Volk nnd Land

Trotz all unsrer Heere Tapferkeit
Des Sieges Ehrenkränze entwand
Und uns gestürzt hat in Not und Leid,

Als Lüge, Übermacht, Haß und Hohn

Das Recht uns beugt-e mit Allgewalt,
Da lag auch der Fluch der Inflation
Auf unserer Bürgerrettungsanstalt.

Doch wenn auch viel-es in arg-er Zeit,

Viel Gutes und Schönes erlosch im Licht ———
Der Opfermut der Barmherzigkeit,

Die Fackel der Liebe verlöscht-e nicht.

So haben auch wir uns aus Leid und Not
Herausgewunden durch Helfserhand;
Doch härter als je ringt ums tägliche Brot
Mit Trust und Konzern der Handwerkerstand.
Und b"iet’ ich Euch jetzt den Willkommengruß,

So, wie er mir swarm aus dem Herzen hallt,
Vergebt mir, wenn ich der Worte Fluß
Mit einer Bitte beschließen muß:
Helft weiter der Bürgerrettungsanstalt!



indgiiltige Lifte der Vertreter des
Handwerks im neuen Reichstag

* Nach dem end gültigen Ergebnis der
Reichstagswahlen, veröffentlicht im Reichsw-
zeiger Nr. 131 vom 7. Juni, sind folgende Hand-
werksvertreter gewählt:

Deutschnationale Volkspartei.

Biener, Franz, Obermeister, Chemnitz (Wahlkreis
ChemnitzlZwickau).

Meutzel, Ernst, Syndikus der Handwerkskammer
Stettin (Wahlkreis Pommeru).

Rieseberg Karl, Bäckerehreuobermeister, Quedlin-

· burg tWahlkreis Magdeburg).

Dr. Wienbeck, Erich, Syudikus, Hannover (Wahl-
kreis Südhannover-Braunschweig).

Deutsche Zentrumspartei.

Bielefe·ld, Franz, Bauge-werksmeister,
hausen (Wahlkreis Westfalen-Nord).

Essen T,homas Genossensclpftsleiter, Euskirchen
(Wahlkreis Kbln--Aachen und Reichswahlvor-
schlug Nr 3)—

Nauheim, Georg, Bäckermeister, Es en (Wahlkreis
Düsseldorf-West)

Nientimp, Hans, Syndikus, Bochnm (Wahlkreis
Westfalen Süd).

Damm, Anton, Kiifermeistey Wagenschwend, Amt
Eberbach (Wahlkreis Baden).

Reichspartei des Deutschen Mittelstandes
(Wirtschaftspartei).

Beier, Oskar, Glaserobermeister, Dresden-Bühlau
(Wahlkreis Dresden-Bautzen).

Drewitz, Hermann, Bäckermeister, Berlin (Wahl-
kreis Liegnitz und Reichswahlvorschlag Nr. 9)

Dunkel, Johannes, Kammerpräsident, Erfnrt
.(Wahlkreis Thüringen).

Franeois, Wilhelm, Schlossero"bermeister, Magde-
burg (Washlkreis Magsdebnrg). -

Freidel, Franz, Zimmermeister, Hildesheim
(Wa-hlkreis Südhannover-Braunschweig).

Freybe, Karl, Fleischermeister, Stettin (Wahlkreis

Reckliug-

Pommern).
Holzamer, Franz-, Tapezierermeister, Berlin

(Wahlkreis Potssdam I).
Lünerschloß, Wilhelm, Bauunternehmer, Haspe

i. Westf. (Wahlkreis Weftfaslen-Süd).
Colofser, Otto, Architekt und Maurermeister,

Berlin-Schöneberg (Wahlkreis Potsdam II).

Bayrische Volkspartei.

Loibl,Martin, Buchdruckereidirektor, Neuburg a.D.
(Wahlkreis Oberbayern-Schwaben).

Deutschhannoversche Partei.
A-rteldt, August, Schornsteinfegerobermeister,

Uelzen (Wahlkreis Osthannover).
Damit steigt die Gesamtzahl der Handwerksver-

treter auf 20 Abgeordnete.
Schlesische Handwerker sitzen im Reichstage

nicht. "

Endgiiltige Liste der Vertreter des
ksandwerits im neuen sereuszischen

Landtag
* Nach dem endgültigen Ergebnis der .

HLaudtagswahlem veröffentlicht im Reichsanzeiger
Nr. 131 vom 7. Juni, sind folgende Handwerks-

« vertreter gewählt:

Deutschnationale Volkspartei.

C o n r a d t , Max, Bezirksschornsteinfesger-
meister, Breslau (Wa-h·lkreis Breslau).

Ober-

Dr. jur. Dolezych, Max, Hansdwerkskammer-
syndikus, Frankfurt a. O. (Wahlkreis Frank-

" furt a. O»)
Günther, Robert, Schmiedemeister, Neu-hausen bei
Groß Berge (Westpriegn.) (Wahlk1eis Pots-
dam I)

.Voigt, Gustav, Schueidermeifter, Präsident des
Deutschen Handwerkersbundes Berlin-Friedenau

; (Wahlkreis Pommern).
Ziemanm Otto, Tischlermeifter, Marienburg

(Wahlkreis Ostpreußen).

l

 

Deutsche Volkspartei.
Maier, Karl, Obermeister u. Stadtrat, Wiesbadeu

(Wahlkreis Hessen-Nassau).
Schwieger, Max, 7 Friseurmeister, Magdeburg

(Wahlkreis Mag-deburg).
Wurm, Louis, Kurschnermeister, Lüdenseheid

(Wa·hlkreis Westfalen-Süd).
Bay er, Friedrich, Malerobermeister, Waldesr-

burg Schles. (Landeswahlvorschlag).

Deutsche Zentrumspartei.
Alteg-oer, Gustav, Malermeister, Bochum (Wahl-

kreis Westfalen-Süd).
Fink, Joseph, Schreinermeister, Wiesbadeu (Wahl-

kreis Hessen-Nafsau).
Huster, Heinrich, Konditoreibesitzer, Trier (Wahl-

kreis Koblenz-Trier).
Kölges, Max, Jnnnngsobermeistser, Mülheiml
Ruhr (Wahlkreis Düssesldorf-West). .

Köthenbürger, Bernhard, Bauunternehmer, Pa-
derborn (Wahslkreis Westfalen-Nord).

Meist-ermann, Artnr, Schuhmachermeister und
Schuhwareuhändler, Solingen (Wahlkreis

« Düsseldorf-Ost)· .
Zawadski, Coustantin, Tischlsermeister, Beuthen

(Wahlkreis O:.ppeln)
Reichspartei des Deutschen Mittelstandes

. (Wirtschaftspartei).

Colosser, Otto, Architekt und Maurermeister,
Berlin-Schöneberg (Wahlkreis Postssdam lI).

Donners, Karl, Fleischerobermeister, Krefield
(Wahlkreis Düsseldorf-West).

Grüter, Franz, Gastwirt und Bäckermeister,
Scherlebeck-Herten (Wahlkreis Westfa»len-Nord).

Hellwig, Max, Bäckermeister, Halle (Saale)
(Wahlkreis Merseburg).

Franeois, Wilhelm, Schlossermeister, Magdeburg
(Wahlkre«is Mag-deburg).

Koh«rt, Karl, Schneidermeister, Kiel (Wahlkreis
Schleswig-Holstein).

Leonhardt, Adolf, Buchd-ruckermeister, Kürsteu-
berg a. O. (Wahlkreis Frankfurt a. O.).

Brückuer, Robert, Elektroingenieur nnd Vor-
standsmitglied des Westfiilisch-Lippischen Hand-
werkerbundes, Hagen (Wah-lkreis Westfa-len-
Sü—d).

Schneidi, Franz, Fleischerobermeister, Breslau
(Wahlkreis Breslau).

Deutsche Demokratische Partei.

Knsiest, Wilhelm, Ehrenobermeister der Schreiner-
Jnnung, Kassel-Wilhelmshöhe (Landeswahlvo«r-
sch«la·g).

Dentschhannoversche Partei.

Mohrbotter, Wilhelm, Schlosserobermseister, Han-
nover (Wahlkreis Süd-Hannover).
Damit steigt die Gesamtzahl der Haud-

werksvertreter auf 27 Abgeordnete.
Wir Mittelschlesier begrüßen es ganz besonders,

daß die altbewährten Abgeordneten Couradt und
Baer wieder und Fleischermeister Scbmidt-
Breslau neu in den Landtag eingezogen sind.

Missenschastiiche Ergebnisse der Flus-
stellnng München 1927

»Das Bayertsche chandwerii«
* Die bereits angekündigte Denkfchrift ,,Wissen-

schaftliche Ergebnisse der Ausstelluug München
1927 ,Das Bayerische Handwerk’« ’ist nunmehr
fertisgsgestellt Das Werk, das in ansprechender
Form vor-liegt, faßt die gesamte Arbeit, welche die
Wissenschaftliche und Historifche Abteilung der
Münchener Ausstellung mit Unterstützung nam-
hafter Gelehrter, Forscher uud Fachleute geleistet
haben, zusammen. Jnhaltlich bietet das Buch
einen großen und beachtenswerten Querschnitt aus
der reichen Schau des Vorjahres. Aus den
einzeln-en Darstellungeu beschränken wir uns auf
folgende Abschnitte hinzuweisen: Die Bedeutung
der Ausstellung München 1927 »Das Bayerische
Handwerk-« für das gesamtedeutsche Handwerk /
Handwerk und Wissenschaft f Ausstellungs und
Statistik l Das Baherifche Handwerk in Stadt und 
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Land im Jahre 1926 l Die Organisation des
deutschen Handwerks unter besonderer Berück-
sichtigung des bayerischeu Handwerks / Die Aus-
stelluug »Das Bayerische Handwerk« und die Er-
mittlung angemessener Preise l Die Frau im
Handwerk / Gewerblicher Arbeitsschutz / Gewerbe-
hygieue / Arbeitslosigkeit und Arbeitsvermittluug
im Handwerk / Reichs- und Staatsaufträge in den
Ausstellungswcrkftätteu / Handwerk und Presse /
Handwerk und Reklame / Die bayerischeu Hand-
werksaltertümer in der historischeu Abteilung der
Ansstellung usw. Der dauernde Wert des Buches
wird erhöht durch 98 Bildtafeln nnd 96 Ab-
bildungen. Angesichts des mit vieler Mühe und
Sorgfalt ausgewählteu Materials ver-dient das
Werk weit-gehende Beachtung. Als verantwortlich
zeichneu der Direktor und Syudikus der Hand-
werkskammer von Oberbayeru, Geheimrat Dr.
Ferdinand Knoblauch, und der Leiter der Wissen-
schaftlichen Abteilung der Ansstellung, Dr. Ludwig
Pfeuffer. Der Preis des Buches beträgt 10 RM.«
Bestellungen sind zu richten an die Handwerks-
kammer von Oberbayern, München 6, Brieffach.

Lohnsteuer 111 dar
V Gegenüber dem Vorjahr ist durch Verord-

nung vom 31. 3. 1928 hinsichtlich der Einreichung
der Belege über den Steuerabzng vom Arbeits-
lohn für die Arbeitgeber, welche im Kalenderjahr
1928 die Lohnsteuer in bar überweisen, insofern
eine Änderung eingetreten, als für 1928 wiederum
für sämtliche Arbeitnehmer Steuerabzngsbelege
auszuschreibeu sind. Ju Frage kommen hierfür:
a) Lohusteuer-Bescheinsigungeu nach Muster 1,
b) Lohnsteuer--llberweisungsblätter nach Muster 2.
Die Vorsdrucke werden von den Finanzämteru

kostenlos abgegeben. ·
Die Ausschreibung vou Lohnsteuer-Bescheini-

gierigen (Muster 1) kommt nur für solche Arbeit-
nehmer in Betracht, welche noch am 31. 1.2. 1928
im Dienst des Arbeitgebers stehen. Zugelassen ist
an Stelle des auf die Rückseite der Steuerkarte
für 1928 aufzuklebendeu Bordruckes die Lohnsteuer-
Bescheinigung an genannter Stelle handschriftflich
oder durch Stempelaufdruck abzugeben. Einseit-
duugsfrist bis 15. Januar 1929 an das Finanz-
amt, in dessen Bezirk die Steuerkarte 1 929 aus-
geschrieben worden ist.

Lohnsteuer-Überweisungsblätter (M.nster 2) sind
im Kalenderjahr 1928 für aIIe vor dem 31.12.
1928 ausgeschiedeneu Arbeitnehmer mit einer
Durchschrift auszuschreiben. Hiermit ist zur Ver-
meidung einer Arbeitsüberlastung «am Schlusse
des Jahres und zwar auch für die inzwischen aus-
geschiedenen Arbeitnehmer sofort zu beginnen.
Die ausgeschriebenen Lohnsteuer-Überweisuugs-
blätter sind fortlaufend oder in gewissen Zeit-
abschnsitten z. B. am Ende j. Mts. an das Finanz-
amt einzusenden, in dessen Bezirk die Seucrkartse
1928 ausgeschsrieben worden ist. Die Durchschrift
des« Überweisungsblattes ist für sden Arbeit-
nehmer bestimmt.

Geichssachausstellung des deutschen
Tischlergewerdes

* Die Schreiner-Jnnung Neustadt-Haardt bitter
uns um Aufnahme folgen-der Zeilen:

Deutsche Tischlermeister, wartet mit dem Kauf
von Holzbearbeitungsmaschinen, von Roh- und
Hilfsstoffen bis zur ,,Redeti« 1928, der Reichs-
fachansstsellung des deutschen Tischlergewerbes vom
6. bis 12. Juli d. J., die jedem Vergleiche-möglich-
keiten schafft, wie sie selten geboten werden« Darum
ein jeder sich freigemacht und iu den Tagen vom
6. bis 12. Juli dieses Jahres nach Neustadt an
der Haardt gekommen. Es lohnt sich fiirjeden
deutschen Tischlermei·ster, dem der sachliche Fort-
schritt für unser Gewerbe am Herzen liegt. Und
welcher unter uns Tischlermeisteru wollte diesen
nicht? Darum nichtlange besonnen, sondern sich
stark gemacht: Jch komme zum 6. Deutschen
Tischlerng . g
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Bekanntmachungen

Regierung zu Breslau

«- Auf Grund der Erlasse des Herrn
für Handel und Gewerbe vom 21. 1
III b.125 —- H.M.Bl. S.35 / vom 29. 6. 1916 —
IV. 3863 — H.M.Bl. S. 226, erkenne ich unter
Vorbehalt des Widerrufs den Unterricht der
Jnnungsfachschule der Buch- und Steindrucker-
innung in Schweidnitz als ausreichenden Ersatz
für den Unterricht in derBerufsfchule im Sinne
des § 2 des Gesetzes betr. die Erweiterung der
Berufsschulpflicht vom 31. Juli 1923 (Ges.-S.
S.367) an. (I. 26. XVII. 9216.382/11.)

Breslau, den 13. Juni 1928.

Der Regierungsvräsideut.

i Die Gewerbesörderungsstelle
bei der Handwerk-stammt zu Breslau

hat in Verbindung mit dem Forschniigsinstitnt
‘ für rationelle Betriebsführuug im Handwerk nun-
mehr ihre Tätigkeit aufgenommen und steht allen
Handwerkeru und Gewerbetreibenden Schlesiens
für die Durchführung von betriebswirtschaft-
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lichen Untersuchungen in allen Arten handwerk- ‑
licher Betriebe zur Verfügung. .
Auf Wunsch werden vergleichende Versuch-e mit

Rohstoffen und Materialien, Arsbeitsgeraten und
Maschinen durchgeführt, Betriebseinrichtungen
und Arbeitsmethoden auf ihre Wirtschaftlichkeit
geprüft und Verbesserungsvorschlage ausge-
arbeitet.

Auch kaufmännische Fragen in bezug auf Kal-
skulation, Rechnungswesen. Buchhaltnng, Selbst-
skostenwesem Lagerhaltung,. Reklamewesen usw.
werden behandelt. - _ »
Wer also eine Umstelluug seines Betriebes vor

shat und sich dabei in technischer und organisatori-
scher Hinsicht beraten lassen will, wende sich an die
Handwerkskammer Breslau. Abt. V (Geiverbe-
förderungsstelleL Breslan II, Blumenstraße 8
lFernsprecher 56151).
 

Handwerkskammer Breslau
i- Nachdem der in der 43. Vollversammlung

beschlossene Haushaltsplan für das Rechnungs-
zjahr 1928 durch den Herrn Regierungs-Prasi-
Identen zuBreslau unterm 13. Juni 1928 —-
Tgb. I. 24. XVI Nr. 4133 —- genehniigt worden
ist, werden an Beiträgen erhoben:

5 2)th Stammbeitrag und .
ZZVJZ des für 1927 veranlagten Gewerbe-

steuergrundbetrages. . .
Den Magistraten und Gemeinden des Bezirk-es

gehen die Veranlagungsschreiben demnachst zu
und machen mir darauf aufmerksam, daß die
bereits fällige 1. Vierteljahresrate unigehend
einzusenden ist.

Breslau, den 18. Juni 1928.

Die - Hansdwerksbanimer.

A.Brettschneider, E.We«i»gel,
Präsident. Vize-Prasident.

Beglautbigt gemäß § 18 der Satzungen.
Dr. Pa es ch ke . Syndikus.

f Schlesische Meisterkurse zu Breslau

Geeignete Vorbereitungsmöglichkeit für die
Meisteriirüsung.

Verzeichnis der Kurse 1928/29.

Tages-sinkst mit ganztägigem Unterricht:

 

Buchbinder . . . . . .vom 3. 9. bis 29. 9.
Buchdrucler . . . .‚ ._ ‚ - 3. 9. - 29. 9.
Damenschneiderinnen « . - 3. 9. - 29. 9.

. Damenschneiderinnen . —. - 4. 2. - 2. 3.
Damenschneiderinnen,
Oberkurfus . . . . s - 4. 3. - 30. 3.

Elektroinstallateure . . -. - 4. 2. - 16. 3.
Gas- u. Wasserinstallateure - 4. 2. - 30. 3.
Herrettschneider o o o O e g 6. so · 10 99

Herrenschneider . . . . . - 7. 1. - 2. 2.
Herrenschneider,Oberkursus - 8.10. - 3.11.
Klenlpner . o o o e O e - 40 20 . 2o 3o

Maler e e o o o o o .l · 5.11. - 1.12.

Maler o e o o e 9 f o - 70 1o ’ 2o 20

Maler e d o e o p I o I 40 2o - 2o 3.

Schlosser o o o o O o . I 26. 11. - 22. 12.

Schuhmacher i _v e e e e · 6. so - 1o 90

Sc,uhmache.r '0' U O O ) Ü ‘ 7o 1. ’ 20 2o

Steinmetze . . . . . . - 26.11. s 22.12.
Tischler . I 0 l 0 o I s I Zoll. I 1.12.

Tischler e e O o o O O 0' ‑ 70 1‘ -_ 20 20

Tischler,Flächenbehandlung ·- 20. 8 .- 1. 9.

Abend-Kurse

an 2 bis 3 Wochenabenden von 18 bis 21 Uhr:
Halbjahrs-Kurse von Anfan Oktober bis Ende

März für Buchbinder,
« Schuhmachek und Tischler.

»dieses Verhältnis geblieben.

»lektroinstallateure, Gr 

Vierteljahrs-Kurse Oktober-Dezember und
Januar-März für Herrenschneider und Damen-
schneider-innen.

Die Anmeldungen müssen spätestens 14 Tage
vor Beginn des betreffenden Kurses an die
Kursusleitung eingereicht fein. Später eingehende
Meldungen können in der Regel nicht mehr be-
rücksichtigt werden. Grundsätze und Lehrpläne
der einzelnen Kurie. sowie Vordrucke für An-
meldungen werden auf Wunsch zugestellt von der
Leitung der Schlesischen Meisterkurse. Breslau 8.
Klosterstraße 19. Mündliche Auskunft von 10—13
und 17—18 Uhr.

Jnnuugsausschnß zu Breslau

« Sprechftnudeu.

IJeden Montag, nachmittags von 4—6 Uhr. in
unserem Büro. Elisabethstrafze 2. koste n l o se
B e r a tu u g

a) in Steuersachen,
b) in Buchführung.
c) im Versicherungswesen,

-d) in Rechtsangelegenheiteu.
Breslau, deu 21. Juni 1928.

- Jnnungsausschnß zu Breslan.

Jos.Unterberger, W.Baranck·,«
Vorsitzenden Sundikus

 

« * Bezüglich der Lehrstelleuveruiittelung besteht
im Handwerk vielfach nicht nur Unkl-arheit, fon-
dern auch Unsicherheit. Während man ein Teil
Lehrlinge nur persönlich annimmt und einstellt,
wendet iich der andere Teil ausschließlich an das
stadtiiche Berufsamt. Wir bemerken, daß der
Jnnungsausfchuß zu Breslau früher eine eigen-e
Lehrstellenvermittelung betrieb. Durch Vertrag
mit der Stadt ist diese Lehrstellenvermittelung
vor längeren Jahren an das städtische Berufsamt
angegliedert worden« Der Jnnungsausschuß hat
für die Berussberatnug und Lehrstelleuvermitte-
lung stets einen Vertrauensmann»(Haiidw·erks-,
meister) gestellt.
städtischen Berussamtes an die Reichsanstalt ist

Diejenigen Jn-
nnngeu, welche sich und ihre Mitglieder über das
Wesen der Berufsberatnug und Lehrstellenver-
insittlung informieren wollen, wollen sich an uns
wenden. Wir würden ihnen alsdann unseren
Vertrauensmann oder einen sonst geeigneten
Herrn als Redner stellen.

Breslau, den 20. Juni 1928.

Jnnungsausschnß zu Breslau.

Jos.Unterberger, W.Baranek,
Vorsitzender. Sundikus.
 

Glaser-Zwangsinnung zu Breslau
«- Mittwoch, den 18. Juli ‚1928, nachm. 4 Uhr,«

findet die ordentliche Johanni-Qnartalsversamm-
lnng im Vinzenzhaus statt. Die Tagesordnung
wird noch bekanntgegeben. Anmeldungen zum
Einschreiben von Lehrlingen find bis Montag,
den 16. Juli, an den Obermeister zu richten. —
Die ordnungsgeniäß ausgefüllten Lehrverträge,
Schulentlassungszeugnis und, 2 .//C Einschreib-
gebühr sind beizufügen. Geselleuprüfung: Don-
nerstag, den 12. Juli. Prüfungsgesuihe, Papiere
und 6 « Gebühren sind bis 4. Juli dem Vor-
sitzenden der Prüfungskommission, Obermeister
Kleinke, zu überreichen.

Alfred Kl e in k e, Obermeist-er.

Schuhmacher Jnnmig (Zwaiigs-Jmiuiig)

Trebnitz
* Montag, den 9. Juli, nachmittags 2 Uhr,

findet im Saale der Stadtbrauerei (Jnhaber
Stephani das Johanni-Quartal statt, wozu
sämtliche Mitglieder zu erscheinen haben. ·
Tagesordnung: 2 Uhr nachm.: Auf-

nehmen und Freisprechen von Lehrlingen. -—
3 Uhr nachm.: Jnnungsversammlung. Punkt 1.
Verleer der letzten Niederschrift.· 2. Einziehen
der Jnnungs- und Sterbekassenbeiträge. 3 Sta-
tuten-Anderung. 4. Verschiedenes 7 Uhr abends:
im selben Saal: Gemütliches Veisammensein
Ball. Die Kollegen werden ersucht, recht zahlreich
mit ihren Frauen und erwachsenenAngehorigen
und Bekannten sich daran zu beteiligen. Ende ?

« Der Vorstand. A. 8 a nt ke , Obermeister..

Herrensihneider-Zwangsinnuiig zu Breslaus
* Dtie Johanni-Hauptversammlung findet am

 

 

-Montag, den 9. Juli 1928, abends 6 Uhr. im
Vinzenzhaus Seminargasse 1/3, ftatt.

_ Tagesor dnung: 1. Lehrlingsaufnahme.
2« Genehmigung der letzten Verhandlungsuieder-
“Drift. 3. Abaiahme der Jahresrechnung und
Entlastung des Vorstandes. 4. Antrag der
uwe Oft auf Wahl einer gemeinsamen

Fabnendevutation und Erhebung einer Sonder-

Auch bei dem Ubergang des «

 

umlage zu diesem Zweck. 5.« Antrag des Herrn
Qdasz auf Gewahruiig einer Beerdigungsbeihilfe
für «Mitglieder»in Höhe von 50 RAE und deren
Eheirauen in Höhe von 25 9W. 6. Richtlinien
fur die S13reiiäfalt‘nlation. 7. Anerkennung des
Reichstarifvertrages durch die Jnnung. 8. Wahl
der Delegierten zum Schneidertage in Hamburg
und für den Landesoerbandstag in Landeshuh
9. Verschiedenes —- Die Jahresrechnung sowie
die Bucherund Belege liegen in der Zeit vom
2o. Juni bis 9. Juli 1928 im Junungssbüro zur
Einsichtnahme aus.

Der Vorstand.
J. A.: Max Schlums, Oberuieistet.

Zwangsinnung für das Damenschneidereb
Gewerbe fur den Stadt- u. Landkreis Breslau

« Die Mitglieder werden hiermit ersucht, ihre
Lehrlinge, deren Lehrverträge sich im Jnnungs-
biiro zum Stempeln lbefinden, zu veranlassen, zu
der am »Sonnabend,» deui 30. Juni 1928, nachm.
V5 Uhr im Vinzenzhause, Seminargasfe 1/3, statt-
findendeu Lehrlingsaufnahme bestimmt nnd
pünktlich zu erscheinen. Gleichzeitig werden die-
jenigen Lehrlinge, ivelche die Gesellenprüfung
abgelegt und die Prüfungszeugnifse noch nicht
erhalten-haben, ersucht, bei der am 30. Juni
1928, nachm. 5 Uhr. im Vinzenzhaufe, Seminar-
gasse«1!3, ftattfindenden Freisvrechungsfeier zur
Empfangnahme der Prüfungszeugnisse zu er-
scheine-n. Jda H e in. Obernieisterin.

Reichsverband des deutschen Tischlergewerbes
* 6. Deutscher Tischlertag vom Reichsverband

des deutschen Tischlergewerbes vom 7. bis 8. Juli
1928 in Neustadt a. d. Haardt.

Tagesordnung:
Freitag, den 6. Juli, nachm. 5 Uhr:

Gesanitvorstandssitzung des Reichsoerbandes
des deutsch-en Tischlergewerbes in der ,,Winzer-
genossenschaft«, Talstraße 5. Abends 8 Uhr:
Zwanglose Zusammenktinft im ,,Weiuhaus Ter-
minus«, Obere Hauptstraße 6.

Sonnabend, den 7. Juli, vorm. 10 Uhr:
Vertreterversammlung des Reichsberbandes

des deutschen Tischlergewerbes in der ,,Schiller-
halle”, Schillerstraße, oberhalb des Hauptbahn-
hofes. 1. Eröffnung und Begrüßung. 2. Ge-
fchäftsbericht. 3. Vortrag: Die neuzeitliche Her-
stellung und Verwendung von Sperrholz (Licht-
bildervortrag). Referent: Herr lsieschäftssührer
Heine-Hannover. 4. Vortrag: Handwerk und
Wirtschaft. Referent: Herr Dr. Krug, Direktor
der Handwerkskammer der Pfalz, Kaise«rslautern.
5. Kassenbericht der Revisoren. 6. Aussprache
und Entlastung des geschästssführenden Vor-
standes. 7. Haushaltplan 1928 und Festsetzung
der Beiträge. 8. Wahlen. ‘9. Anträge. 10. Ver-
schiedenes. Abends 8 Uhr: Begrüsßuugsabend in
der Turnhalle des Turnvereiiis 1860, Jahnstraße,
veranstaltet von der Schreiner-Jnnung zu Neu-
stadt (Haardt). (Programni s. Festbuchz

Sonntag, den 8. Juli, vorm. 9,30 Uhr:
Hauptversammlung und öffentliche Tagung des

Reichsberbandes des deutschen Tischlergewerbes
im Gesellschaftshaus. Karolinerstraßie, Nähe des
Hauptbahiihofes. 1. Eröffnung und Begriißung.
2. Bericht über die Bertretertagung. 3. Die Be-
deutung des Handwerks im Staats- und Wirt-
schaftsleben Referent: Herr Finanzminister
Weber - Dresden. 4. Wege zur wirtschaftlichen
Förderung im Tischler-handwerk. Referent: Herr
Dr. Doniinka - Erfurt. 5. Die Sorgen des
deutschen Tischlerhandwerks. Referent:. Herr
Gewerberat Jröhlich - Spener Ainschließend:
Zwangloses Mittagessen in den Gaststätten der
Stadt. Nachmittags etwa um 3 Uhr: Rundgang
um die Höhen der Stadt: Haardter Treppenweg.
Dr. Welsch’sche Terrasse. Hüllssburg, Kübel-weg zur
Scheffel-warte, Wolfsburgweg, durchs Schösntal
nach den Axtwurfanlagen (Stadtpark), Hauber-
allee, vorbei an Realschule und Schützenhaus,
Herz Jesukloster zum Konrad Sicherung-Blick nach
der Waldmannsburg, Kurhaus Kohlen Wald-
haus Bender, daselbst gemiitliches Beisammen-
fein usw. · ·
 

Ausschreibungen
* Die Ausführung des rd. 33 m langen ge=

mauerten Kanals 1,60/1‚80 m in der Niedergassen-
unterführung soll vergeben werben. _
Die Bedingungen liegen im Büro der Knnalsp

sationswerke, Wallstrafze 111, aus. Sie« tonnen
auch, soweit der Vorrat reicht, gegen Zahlung
von 1 Std bezogen werben. ‚
Die Angebot-e sind bis Fr eitag ,

29. Juni 1928, vorm. 10 Uhr, an
genannte Büro einzureichen.
Breslgu, den 16. Juni 1928. .

Die Stadtbaudeputatioi
—

den
das

l
*5 Die Ausführung von Abbruch;, Erd- und

Natura-Arbeiten zum Umbau des AfulsJ für
Obdachlose, Magazinstraße 1/3, foll öffentlich ver-

 

dungen werben.



Die Bedingungen usw. liegen im Stadt-
Bauamt H2, Blücherplatz 16111 lAlte Borse),

Zimmer 174, vom 25. D. M. ab zur Einsicht aus
nnd können auch, soweit Vorrat, gegen Erstattung
der Selbstkoften von dort bezogen werden.

Verschlossene, mit dem .. Namen des Unter-
nehmers und vorschriftsmaßiger Ausschrist ver-
sehene Angebote sind bis D i e n s t a g , d e n

Z. Juli 1928, vormittags 10_ Uhr,

ebenda abzugeben, woselbst auch die Eröffnung

der Angebote zur angegebenen Stunde in Gegen-
wart der Bieter erfolgt.

Breslau, den 18. Juni 1928.

Die Stadtbaudeputation.

Verordnung
über die Sicherung der von Sparkafsen im eigent-

lichen Sparkassenverkehr gewährten Personal-
kredite lKreditsichcritiigsoerordnitngi.

Vom 4. Mai 1928. sKrSV.)
lReichsgesctzblatt I S. 155.)

* Auf Grund des § 9 Abf. 1 Nr. 4 des Körper-

schaftssteuergesetzes vom 10. August 1925 (Reichs-

gesetzblatt I S. 208), des § 4 Abf. 1 Nr. 4 des

Vermögenssteuergesetzes vom 10. August 1925

lReichsgesetzbL I S. 223) nnD des § 1 Abs. 1 Nr. 7

Buchst. a Der Verordnung über die Abgrenzung

des eigentlichen Sparkassenverkehrs im Sinne

der Reichssteuergesetze (Sparkasfenverordnung)

vom 22. März 1928 lReichsgefetzbL I S. 109f wird

mit Zustimmung des Reichsrats bestimmt:

§ 1.
Ein von öffentlichen oder dem öffentlichen

Verkehr dienenden Sparkassen an den Mittelstand
eingeräumter Personalkredit (Mittelstandskredit)

gilt nur dann als gesichert im Sinne des § 1

Abs. 1 Nr. 7 Buchst. a der Sparkassenverordnung,
wenn er -unter Beachtung der Vorschriften der

§§ 2 bis 5 gewährt wird.

§ 2.

Darlehen gegen Sicherungshypothek.

Darlehen können gegen Bestellung von Siche-

rungshypotheken gewährt werden, die den für

Sparkassen im Realkreditgeschäft allgemein gel-

tenden Grundsätzen entsprechen.

§3.
Darlehen gegen Verpfändung von beweglichen

Sachen nnd Rechten.

Darlehen, Die jederzeit zurückgesordert werden

können, sind zulässig gegen Verpfändung

a) beweglicher Pfänder (Lombardgeschäft) nach

den« für die Reichsbank gemäß § 21 Abs. 1

Ziffer 3a bis c des Bankgesetzes vom

30. August 1924 (Reichsgesetzblatt H S. 235)
geltenden Bestimmungen. Außerdem sind die

Schuldverschreibungen des Reichs, der Län-

der, der inländischen Gemeinden, Gemeinde-
verbände und öffentlich-rechtlichen Körper-

schaften sämtlich sbis zu 80 v. H. ihres Kurs-

werts beleihungssfähig Eine Beleihung von
Aktien darf nur nach den für Staatsbanken
jeweils geltenden Bestimmungen oder, so-·

weit solche nicht vorhanden sind, nach den von

der Landeszentralbehörde erlassen-en Bestim-

mungen, aber nur bis zu drei Viertel des

nach diesen jeweils geltenden Beleihungs-

süßes erfolgen. Sinkt der Kurs, so ist das

Pfand entsprechend zu ergänzen;

von Sparbüchern deutscher öffentliche-r Spar-
kassen. einschließlich der eigenen, bis zur Höhe

des eingezahlten Betrages. «Das Darlehen
darf nicht ausgezahlt werden, bevor die Spar-
kasse, die das Sparbuch ausgestellt hat, durch

den Einleger von der Verpfändung benach-

richtigt ist nnd hiervon unter Bestätigung

Der Richtigkeit des Sparguthabens Mittei-

lung gemacht hat« .Sparbücher über 20000
Reichsmark dürfen nur Belieben werben,
wenn der Vorstand der Sparkasse, die das

Buch ausgestellt hat, die Ordnungsmäßigkeit

der Einlage bescheinigt;

c) von Hypothekenforderungem Grundschulden
nnd Rentenschuldew die den für Sparkassen
im Realkreditgeschäft allgemein geltenden
Grundsätzen entsprechen; ' «

b V  

d) von Forderungen aus Lebensversicherungen

in Deutschland zugelassener Gesellschaften, je-
doch nur bis zu 80 v. H. des jeweiligen Rück-
kaufwertes;

e) von Wechselin die den Voraussetzungen des
§ 5 Abs. 2 entsprechen sWechsellombarst

f) von anderen Forderungen, deren Sicherung

den Vorschriften der §§ 2 bis 5 entspricht, bis
zu 90 v. H. des Nennwertesx
von Kaufmannswaren. insbesondere des

mittleren nnd Kleiingewerbestandes, die im

Jnlande lagern und nicht« dem Verderben
unterliegen, bis zu 30 v. H. des von einem

vereidigten Handelskammerfachverständigen

festgestellten jeweiligen Handelswertes.

—
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§ 4.

Darlchen gegen Vürgschaft.

Darlehen gegen Schuldschein können auf
höchstens 0 Monate oder als Tilgungsdarlehen

auf längere Zeit, jedoch mit dem Vorbehalt einer

jederzeit zulässigen Kündigung von 14 Tagen,

gewährt werden, wenn eine oder mehrere sichere

Personen für Kapital, Zinsen und Kosten als
Selbstschuldner bürgen oder mithasten.

. § 5.

Darlehen gegen Wechsel.

(1) Darlehen gegen Wechsel dürfen nur gewährt

werden, wenn neben dem Darlehnsnehmer noch

eine oder mehrere sichere Personen wechselmäßig
haften. Der Wechsel muß auf die Sparkasse (als

Remittenten oder Indossatari lauten und spä-

testens drei Monate nach dem Datum der Ans-

stellung zahlbar gestellt fein.

(2) Kredite durch Diskontiernng von Wechseln

dürfen nur gewährt werden, wenn die Wechsel

in Deutschl-and zahlbar nnd innerhalb von drei

Monaten nach dem Tage des Ankauss fällig sind.

Die Wechsel müssen gute Handelswechsel sein

und die Unterschriften von möglichst drei, min- «
destens aber zwei sicheren und als zahlungsfähig

bekannten Verpflichteteu tragen.

§ 6.

Ungesicherte Kredite

Personalkredite. die nicht nach den Vorschriften
der §§ 2 bis 5 gesichert sind, z. B. Darlehen gegen

einfachen Handschein ohne weitere Sicherheit,

gelten als ungeflchert im Sinne des § 1 Abs. 1
Nr. 7 Buchst. b Der Sparkassenverordnnng. Sie

müssen jederzeit fristlos kündbar sein.

. § 7.

Diese Verordnung gilt erstutals mit Wirkung

für die erste Veranlagnng nach dem Körper-
schaftssteuergesetze vom 10. August 1925 und für

die erste Veranlagung nach dem Vermögens-
steuergesetze vom 10, August 1925.

Berlin, den 4. Mai 1928.

Der Reichsminister der Finanzen.

In Vertretung: P o p i n «

Erhebung des zweiten Teilbetrgges der
Jahresleistungen nach dem jftufbrim

gungsgesetz für 1928
s Durch Verordnung vom 31. Mai 1928 hat die

Reichsregierung fiir den 2. Teilbetrag der Jahres-

leistungen für das Kalenderjahr 1928 den an die

Finanzkaffen zu entrichtienden Tausendfatz des auf-

bringungspflichtigen Betriebsvermögens um 20 v.

H. herabgesetzt Die aufbringungspflichtigen Unter-
nehmer s« Den daher als 2. Teilbetrag den im Asd-
fchnitt C, 2b des Aufbringungsbescheides vor-
gesehenen Betrag oder, sofern seine Rechtsmittelent-
scheidung oder ein Berichtigungsbefcheid ergangen

ist, den darin anderweit festgesetzten Betrag, ver-
mindert um ein Fünftel, zu entrichten. Bis Ende
Juni 1928 wird den Unternehmern ein Bescheid-
über die Höhe des zu entrichtenden Betrages von den Finanzämtern angeben. Bei dieserNeuberechs
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nun-g des 2. Teilbetrages ist der neuefte Stand des
Ausbringnnsgsverfahvens (legte vorliegende Rechts-

mittelentscheidung, letzter Berichtigungsbescheid u.
dergl.)« zugrunde zu legen. Gleichzeitig ist auch
durch die genannte Verordnung der Zahlungss

termin, der auf den 15. Juni 1928 festgesetzt war,
auf den 16. Juli 1928 verlsegt worden. Die
Senkung war möglich, nachdem sich herausgestellt

hatte, daß das Betriebs-vermögen der auf-
bringungspflichtigen Unternehmer größer ist, als

zunächst angenommen werden konnte. Da sich
bei der Zahlung des 1. Teilbetrages der Jahres-

leistungen für 1928 gezeigt hat, daß die anf-
bringungspflichtigen Unternehmer jetzt pünktlicher

zahlen als früher, konnte die Frist zwischen der
Zahlung an die Finanzkaffen und der Abfiihrung

des Von der Jndnftriebank an den Generalagenten

für Reparationsleiftungen zu zahlenden Betrages

verkürzt und der Zahlunigstermin auf den 16. Juli

1928 hinaus-geschoben werden.

Termine für steuerzahlungen im
Juni 1928

is Mitgeteilt von Biicherrevisor Paul Kühn e,
Breslau 2, Neue Taschenstr.25. Fernspr.26164.
Aus folgende Steuerzahltermine win hin-

gewiesen:

15.—30. Juni: Abgabe einer Stseuererklärung für

die Gewerbefteuer nachdem Kapital für 1928.

15.——30. Juni: Abgabe der Vermögenserklärung
nach dem Stande vom 1. Januar 1928.

Die Zahlung der 2. Rate· Der Auf-brin-

gungszinsen ist vom 15. Juni aus den
16. Juli 1 928 verschoben worden. Ferner
ist die 2. Rate mn 20% herabgesetzt Es

werden vom Finanzamt über den herab-

gesetzten Betrag entsprechende Bescheide zu-

·gestellt. - «

sparen, sparen, sparen!
und

Die Grediwersorgung des gewerblichen
Mittelstandes ·

* Jn der vorigen Ausgabe ist bei dem Artikel
unter obiger Bezeichnung durch ein Versehen der

Schluß weggeblieben ·

Zur Vervollständigung der beachtenswerten

Ausführungen des Herrn Einsenders bringen wir
hiermit den Schluß in richtiger Fassung.

»Als Mitglied des Breslaner Bankoereins haben

die Ausführungen des Vorstandes im letzten Ge-
fchäftsbericht einen starken Eindruck auf mich ge-

macht, sie geben zu- beiden Artikeln wirkungspoll
eine Ergänzung und Abschluß. Es sei mir daher

hier ihre Anführung gestattet:

Das Problem der Geldversorgung des Mittel-
standes kann nur durch diesen selbst auf dem Wege
der Selbsthilfe gelöst werden. Der Mittelstand
hat die Kraft in sich, durch finanziellen Zusammen-
fchlnß in großen Kreditgeuoffenfchaften nicht nur
einer Gefährdung feiner Existenz vorzubeugen,
sondern gleich anderen bedeutenden Wirtschafts-
grnppen wirtschaftlich nnd politisch ein Machtfaktor

werd-en zu können, wenn er den gezeigten Weg
konsequent beschreitet Ob der Mittelstand diesen
Weg zu Macht und Größe ausbaut, hängt» von
seiner Einsicht, seiner Ansdauer und seinem festen
Willen ab. « ‚

Daher, Freunde,rüttelt die Lauen,
die Zweifler, die Unentschlossenen
aus und zeiget ihnen den Weg!«·

Ein überzeugter Genossenschaften



 

Der Kirchturmhahn
* Auf des Turmes höchster Spitze saß der alte

Wetterhahn,
Schaute vom erhabnen Sitze ruhig sich das Wetter

an.
Auf dem Miste sah er stehen einen jungen Bruder-

hahn,
Der mit lautem, stolzem Krähen kündet Sturm

und Regen an.
Und der Alte-rief von oben: »Lieber Bruder, das

ist dumm;
Wird man auch dein Krähen loben, dreht man doch

den Hals dir um.
Sieh mich an hier auf dem Turme, hab ich jemals

schon gekräht? ‘
Nein, ich hab' vor jedem Sturme still mich nach

dem Wind ge·.dreht
Und so bin ich alt gewordenin den Zeiten der ·

Gefahr —
Heute Süden, morgen Norden, stumm- und lenksasm

immerdar.
Und daraus magst du ersehen, daß das Glück will
· jedermann,
Der versteht sich gut zu drehen und den Schnabel

halten kann!« A. Kraemer.

Zwei Berrückte
* Ein Herr, der eine Jrrenanstalt besichtigen

wollte, stellte sich dem ärztlichen Leiter vor unb1
tagte zu Ihm-

,·,Ich wünsche nicht, in- der üblichen Weise durch
die Anstalt geführt zu werden, vielmehr möchte ich
mit den Patienten verkehren,-als wäre ich ein. Be-,
amter, ein Arzt, oder sogarals gehörte ich unter
sie. Dadurch wird es mir eher möglich, ihren
geistigen Zustand sowie die zur Genesung ge-
machten Fortschritte beurteilen zu können.«
»Mit Vergnügen«, antwortete der Arzt, ,,heute

ist Sonnabend, und am Abend haben wir wie ge-
wöhnlich Ball. Wenn Sie in den Ballsaal, wie
wir es nennen, treten wollen, so werden Sie meine
Patienten ganz zwanglos tanzen und plaudern
sehen können.«
»Wüvde ich gegen die Regel verstoßen, falls ich

mittanzeti sollte?« fragte der Besucher.
»Durchaus nicht«, war die Antwort.
Der Fremde ging in den Ballsaal, und nachdem

er das hübscheste unter den anwesenden Mädchen
als Tänzerin gewählt hatte, ließ er sich in ein
animiertes Gespräch mit ihr ein.

· Jsm späteren Verlauf des Abends begegnete er
dem Arzte und sagte ihm:

,,Wissen Sie, das Mädchen im weißen Kleide
mit blauen Tuper ist ein ganz merkwürdiger Fall.
Jch habe mich mit ihr unterhalten; es war mir
aber rein unmöglich zu entdecken, in welcher
Richtung ihre Geistesgestzörtheit sich äußert. Natür-
lich sah ich sofort, daß sie geisteskrank ist, das zeigt
der seltsame Ausdruck ihrer Angen. Sie hat mich
fortwährend so sonderbar angesehen; ich habe sie
gefragt, ob sie nicht glaubte, die Königin von
Rumänien zu sein, oder ob sie nicht eine große
Summe Geldes beim letzten Börsenkrach verloren,
oder ob nicht der Schah von Persien ihr einen
Heiratsantrag gemacht hätte, —- kurz, ich habe auf
jede erdenkliche Weise nach der Ursache ihrer
Krankheit geforscht, jedoch vergebens, sie war zu
itig«
»Höchst wahrscheinlich«, meinte der Arzt, ,,sie

ist ja keine Patientin, sondern nur Stubenmädchen
bei uns und ebenso gut bei Verstand wie Sie
selbst!«

Inzwischen war das hübsche Stubenmädchen zu
einer Arbeitsgenossin gegangen, der sie von ihrer
neuen Bekanntschaft erzählte:

»Hast du den neuen Patienten gesehen? Ein
hübscher, großer Mann, mit wunderschönem Bart, 

aber ganz und gar verrückt!
ich nicht die Königin von Rumänien wäre, ob ich
nicht recht viel Geld an der Börse verspielt hätte,
und ob nicht der Schah von Persien mich heiraten

Er fragte mich, ob

wollte. Berrückt ist er, und wie schadet — so ein
hübscher, junger Herr!« Rihaho.

Wozu Waren?
* »Meister Schulze« wurde er am Stamm-

tisch genannt, obgleich der Herr Schulze ein ehr-
samer Kaufmann war, der sich von früh bis zum
Abend abmühte, Kundschaft zu erwarten und zu
bedienen. Das Geschäftchen ging ganz gut, immer
gab’s Arbeit, aber zum Sparen kam er dennoch
nicht, der Meister Schulze. Alles, was er ver-
diente, holte ihm der Fiskus ab.

Einmal wollte der Fiskus mehr haben von ihm,
als recht und billig war. Das empörte Herrn
Schulzes Gemüt. Er schnaubte nach Rache, packte
ein ganz gehöriges Donnerwetter in die Brust-
tasche und zog per pedes zum Finanzamt Ein
Auto besaß Herr Schulze noch nicht.

Herr Schulze war bisher noch nie auf dem
Finanzamt gewesen. Seine Zahlungen überwies
er vom Scheckamt. Das ist so modern jetzt.

Finanzamt und Sparkasse waren, wie Herr
Schulze alsbald konstatierte, in ein und demselben
Gebäude untergebracht. Sehr logisch! Im Flur
des Gebäudes befanden sich zwei Schilder: ,,Spar-
kafse 1 Treppe«.
schöner Spruch: ,,Arbeite und spare.« Und rechts
befand sich das andere Schild: ,,Finanzamt
2 Treppen.«

Herr Schulze packte hier im Zimmer 3, wohin
man ihn gewiesen, sein Donnerwetter aus, aber »
das half ihm nichts, gar nichts. Die Finanzer
lachten erst, dann belehrten sie ihn, und als Herr
Schulze sich nicht belehren ließ, warfen sie ihn zum
Tempel hinaus!
In Herrn Schulze kochte die Volksseele Als er

wieder im Flur stand und die treffliche Ermahnung
zu Arbeit und Sparsamkeit las, kam ihm nochmals
der Rachegedanke. Flug-s holte er seinen Tinten-
stift hervor und kritzelte etwas an die Wand.
Da haben sie’s!«
Und als die Finanzer nach getaner Arbeit nach

Hause gingen, da erblickten sie die neue Mär an
der Wand: ,,Arbeite und spare für das Finanz-
amt.« Die Wörtchen »für das hatte Meister
Schulze hingemalt. Niemand wußte das, aber mir
hat er es später am Stammtisch anvertraut, nach-
dem das Lokalblättchen von der schönen Geschichte
einen Bericht gebracht. J.M

Eine berechtigte Frage
* Im alten Athen ließ ein reicher aber nicht im

Rufe besonderer Ehrlichkeit stehender Kaufmann
über seiner Haustür eine Tafel mit der Aufschrift
anbringen: »Nichts Böses trete ein!” Als einmal
Diogenes vorüberging, sagte er zu seinem Be-
gleiter: »Wodur-ch soll dann der Hausherr ein-
geben?”

Der Sachse in Bayern
* ’s war in der Zeit der letzten Sommer-

frische. Da traf sich ein Sommerfrischler aus der
Miinchnerstadt mit einem Sommetfrischler aus
Dräsden an der Elbe im Gasthaus zum Affen am
1’“chliersee. Beide wurden bald bekannt. Also
sprach man vom Wetter. Danach entstand ein-e ge-
wisse Freundschaft Also wendete man sich nun
auch der hohen Politik zu, wie das unter
Freunden so üblich ist. Der Münchner hechelte
»de Breißen« durch; das war sein Lieblingsthema.
—»Dös muß ma eahm schon lass’n, dös hat er sell-
mal guat gmacht beim Fried’n anno sechsasechz,
der Bismarck, nix hat er die Siiddeutschen abzwickt

Darunter stand noch ein wu—nder-s—

»So! «

 

for de Breißen.« — ,,Ja«, erwiderte der Herr aus
Dräsden an der Elbe, das war ooch das eenzge.
Richtge, daß er damals ooch uns Sachsen nischt
genomm hat, denn sonst wärn mer aber ecklig
widig geworben!” Der Bajusware horcht auf und
tut ungIäubig. »Woas? Wüti? oJa, kennts
den-n Jhr in Saer a wiiti wern? Jhob no net
koan wütige Saer geseng! Dös müssen’s mir o
scho amol vormacha!« »Ja, mei Bester, wissen
Se, gesähn hab ich ja nu grade ooch noch keenen
widigen Sachsen, awer ——- ich stell mers ferchter-
lich vor!« R. Wendling.

Moderne Amazonen
* Die Amazonen in alter Zeit,
Die trotzten den Kriegsgefahren,
Ihr starker Arm warf die Lanze weit
Und tötete Feinde in Scharen.
»Wie kommt’s«, frug jüngst mein Freund, »daß
Sie tändeln mit Nerven und Fächer, ' [hcut'
Und keine Kampf mehr und Waffe freut? -
Sind unsere Frauen denn schwächer?«
Unschuldiger Freund, wie wollt’ ich doch,
Dein Wort dürfte recht behalten!
Die Kampflust haben sie alle noch — _ »-
NJUr die Waffen sind nicht mehr die alten —-
Unsere Frauen mit spitzen Zungen fein
Sind über die Amazonen -——
Denn diese erschlugen den Feind allein,
Während sie selbst den Freund nicht schonen!

A. Kraemer.

 

—

Der Dichter soll dichten
Jeder Mensch hat seine Tage

Stulpnagel beispielsweise dichtet nur Sonn-—
abends Reimt sein Gedicht auf Gesicht, sein Poem
auf bequem und seine Schlußzeile auf Langeweile-.-
»Du mußt sofort dichten«, kommt Dienstag

nachmittag seine Frau aufgeregt zu ihm. .
»Pardon. Aber heute ist nicht mein zog.”
»Aber die Wasserleitung verdirbt mir die ganze

Küche. Sie muß sofort gedichtet werden.
J. H. Rößler.

Unterschied
*„9J1e1 Schmarrn der schmeckt dir, gel?« sagt d’
»Doch wann i frag: Wann heirat’st mi? [Dirn,
-Schnseid’st d’ G’sichter wia a holzi Birn«
Und brumsmst bloß was, du Sapprati!«
,,Woaßt«, lacht der Bua und baut brav ein,
»Dein ·Sehmarr’n, den kann i halt vertrag’n;
Doch wenn i di nimm, kunnt’s halt sein,
Daß du mir liegen bleibst im Mag’n!«

Anekdoten »
* Benkendorss, der Bergeßliche. Der russische

General von Benkendotff war furchtbar zerstreut
und konnte zuweilen bie selbstverständlichsten Dinge
der Welt vergessen. So kam er während der
Manöver in das Postamt einer kleinen Stadt, um-
nach etwa für ihn eingelaufenen Brieer Umschau
zu halten. Der Schalterbeamte fragt-e im unter-
würfigsten Tone nach dem Namen des Generals.
Dieser schien plötzlich wie versteinert, er sann nnd
sann nach und zog schließlich unverrichteter Sache
ab. Ihm war plötzlich der eigene Name entfallen.
Draußen begegnete er einem anderen, bekannten
und hohen Offizier, der «ihn mit den Worten
»Servus Benkendorff« begrüßte. Das Antlitz des
solch-erart Angesprochenen« verklärte sich plötzlich,
der General würdigte seinen Kollegen kaum eines
Blickes, stürmte ins Postgebäude zurück und
donnerte dem erschrocken aufspringenden Beamten
triumphierend entgegen: ,,Benk-en·dorff ist mein
-Name!««- - -



Beweise und lBeweIsmittel
tm Zwtlprozefz

Von Volkswirt Heinz vomBerge.
Unbefugter Nachdruck verboten

V Der Ausgang eines Prozesses hängt vielfach
davon ab, ob es der einzeln-en Partei gelingt,
den Beweis für die von ihr behaupteten Tat-
sachen zu erbringen. Beweisen heißt, dem Rich-
ter die Überzeugung von der Wahrheit einer
Behauptung verschaffen. Ob . und wie der
Richter diese Überzeugung erlangt, steht nach
dem Grundsatz der frei-en Beweiswürdigung in
seinem Ermessen. Der Richter ist grundsätzlich
an keine Beweisregeln gebunden. Ausnahmen
bestehen aber beim Urkunden- und Eidesbeweis,
ebenso bezüglich der von einer Partei zugestan-
denen Tatsacheu. Keines Beweises bedürfen
die dem Gericht offenkundigen (sogenaunten
notorischen) Tatsachen; sie werden ohne wei-
teres dem Urteil zugrunde gelegt. Vorgänge,
von denen der Richter als Privatmann Kennt-
nis erlangt hat (z. B. er war Augenzeuge eines
Unfalls), dürfen nicht ohne weiteres für das
iUrteil verwertet werden. Die Notwendigkeit,
eine Tatsache zu beweisen, um im Proz-eß ob-
zusiegen, heißt Beweislaft. Die Verteilung der
Beweislaft unter den Prozeßparteien ist zum
Teil ausdriicklich geregelt, häufig muß aber die
Verteilung aus der Natur der Sache entnom-
men werden. Hiernach hat der Kläger die Be-
weislaft für die den Klagegrund bildend-en Tat-
sachen, der Beklagte die Beweislaft bezüglich
seiner Einreden. Der Ausgang eines Prozesses
hängt häufig lediglich davon ab, welche Partei
die Beweislaft hat, insbesondere, wenn Tat-
fachen in Betracht kommen, für die ein Beweis
möglich ift.

Beweismittel sind die Gegenstände, mittels
deren der Beweis geführt wird. Als Beweis-
mittel kommen in Betracht: ·

a) A u g e n f che i n. Augenscheinobjekte sind
von der Partei zu bezeichnen, doch kann das Ge-
richt solche auch von Amts wegen heranziehen.
Wenn auch gegen den Inhaber eines Augen-
scheinobjektes kein Zwangsmittel zur Bereit-
stellung steht, kann das Gericht doch seine
Schlüsse aus der Weigerung ziehen.

b) Urkunden. Die Echtheit einer Ur-
kunde ist vom Beweisführer zu beweisen. Steht
jedoch fest, daß die Namensnnterschrift echt ist, so
besteht die gesetzliche Vermutung, daß auch der
über der Unterschrift stehende Inhalt der Ur-
kunde echt ist, D. h., daß der Aussteller die in
der Urkunde enthaltene Erklärung abgegeben
hat. Der Beweis Der Echtheit oder der Unecht-
heit wird auch durch Schriftvergleichung geführt.
Nicht unterschriebense Privatnrkunden, z. B.
Notizen usw., unt-erliegen der freien Beweis-
würdigung des Gerich-tes.
Trotz Echtheit einer Urkunde kann die materielle
Wirksamkeit der Urkunde durch bestimmte Ein-
reden entkräftet werden: Ein-wand des man-
gelnden Ernst-es bei Ausstellung einer Urkunde,
unbefugte, insbesondere vertragswidrige Aus-
füllung eines Blanketts, Gseschsäftsunfähigk-eit,
Anfechtung wegen Drohung oder Irrtums usw.
Grundsätzlich nicht zulässig ist dagegen der Ein-
wand, die Urkund-e sei vor Abgabe der Unter-
schrift nicht gelesen worden.

Die Urkunden können sich in verschiedenen
Händen befinden, also in der Hand des Beweis-
führers, des Gegners, eines Dritten, des Ge-
richts, einer Behörde oder eines Beamten.
Dementsprechend ändert sich der Weg der Her-
beischaffung und die Antretung des Urkund-en-
»beweis-es. Befindet sich die Urkunde in der
Hand des Beweisführers oder bei den Gerichts-
alten oder legt sie der dritte Inhaber freiwillig
vor, so bedarf es keines besonderen Verfahrens
. Befindet sich die Urkunde in der Hand des
Gegners, so wird der Antrag gestellt, ihm die

«’·«9"Zorlegung aufzugeben. Ietzt muß sich der
Gegner über den Besitz der Urkunde erklären. 

Gesteht der Gegner den Besitz der Urkunde ein
oder gibt er keine Erklärung ab, so ordnet das
Gericht die Vorlegung durch sogenannten Be-
weisbeschluß an, wenn die unter Beweis ge-
stellten Tatsachen erheblich sind. Leugnet der
Gegner den Besitz, so kann ihm das Gericht
den sogenannten Editionseid auferlegen, D. h.,
er muß den Besitz abschwören. Der Gegner
kann aber auch bestreiten, daß er zur Vorlegung
der Urkunde verpflichtet ist. Dann muß das
Gericht durch sogenanntes Zwischenurteil diese
Streitfrage entscheiden. Kommt der Gegner der
Anordnung zur Vorlegung nicht nach oder ver-
weigert er den Eid, so können die Behauptungen
des Beweisführers über die Beschaffenheit oder
den Inhalt der Urkund-e als bewiesen ange-
nommen werden. Dasselbe gilt, wenn eine Ur-
kunde in der Absicht, ihre Benutzung dem
Gegner zu entziehen, beseitigt oder unbrauchbar
gemacht wurde.

Hat der Beweisführer zur Beweisführung in
einemvorbereiten-den Schriftsatz auf eine in
seinen Händen befindliche Urkund-e Bezug ge-
nonnuen, so kann der Gegner den Beweisführer
auffordern, die betreffende Urkund-e vor der
mündlichen Verhandlung auf der Gierichtsfchsrei-
berei des Prozeßgerichts niederzulegen. Der
Gegner hat dann zur Einsicht eine Frist von
drei Tagen, die vom Vorsitzenden des Gerichts
auf Antrag gekürzt oder verlängert werden
kann. Die Aufforderung und die Benachrichti-
gung von der Niederlegung können sormlos,
also telephsonisch oder brieflich, erfolgen. Die
Frist beginnt mit der Benachrichtigung (ein
Anwaltszwang besteht für solch-e Aufforderun-
gen und Mitteilungen nicht).

Das Gericht kann nicht nur anordnen, daß
eine Partei die in ihren Händen befindlichen
-Urk1md-en, auf die sie sich bezogen hat, sowie
Pläne, Zeichimngeu, Akten usw., vorlegt, son-
dern auch, daß ein-e Partei zur Aufklärung des
Sachverhalts persönlich vor Gericht zu erscheinen
hat. Hinsichtlich der Handelsbücher der Par-
teien ist das Gericht von Amts weg-en, also auch
ohne Bsezugnahn-I«e, zur Anordnung der Vor-
legung befugt, aber nur bei Vollkaufleuten.

Befindet sich die Urkunde, in den Händen
eines Dritten und sind die unter Beweis ge-
stellten Tatsachen erheblich. so kann das Gericht
dem Beweisführer ein-e Frist zur Vorlegung
der Urkunde bestimmen, um ihm Gelegenheit
zu geben, Die Urkunde beizuschaffeu. Gibt der
Dritte die Urkunde nicht heraus, so kann er
von dem Beweisführer nur im Wege einer
selbständigen Klage zur Herausgabe gezwungen
werden. »

c) Zeu ge n. Zeugen sind dritte Personen,
welche über gemacht-e Wahrnehmung-en aus-
sagen sollen. Nicht Zeug-e in einem bestimmten
Prozeß kann also sein die Partei und wer ihr
in prozessualser Beziehung gleichfteht, z.B. der
gefchäftsführende Gesellschafter der offenen Han-
delsgesellschaft, der gesetzlich-e Vertreter (Testa-
mentsvollstrecker, Konkursverwalter); zeugnis-
fähig ist dagegen der Prozeßbevollmächtigte.

Grundsätzlich muß jeder gelaidene Zeuge an
Gerichtsstelle erscheinen, aussagien und seine
Aussage beeiDen. Verletzung dieser Pflichten
zieht Straf- nnd Zwangsmaßregeln nach- sich-.
Von der·thissagepflicht bestehen unter Um-
ständen Ausnahmen für Beamtie, Verlobte 1111D
nahe Angehörige, für Geistliche und Ärzte, so-
wie für diejenigen Zeugen, die durch ihre Aus-
saaen sich oder einem Angehörigen Vermögens-
schaden, Strafverfolgung und Unehre bringen
würd-en oder insoweit Geschäfts- oder Gewerbe-
gieheimnisse verletzt werden.

Eidesunfähige Personen müssen, Verwandte
und solche, welche ein rechtliches Interesse an
dem Ausgang des Rechtsstreites haben (wie
z. B. derjenige, der eine Forderung abgetreten
hat), können unbeeidigt vernommen werden.
Die Parteien sind berechtigt, Dem Zeugen zur 
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Aufklärung dienen-de Fragen vorlegen zu lassen.
Die Zeugen werden grundsätzlich persönlich
vernommen. Die schriftliche Anhörung ist je-
doch dann zugelassen, wenn das Gericht sie für
ausreichend erachtet und die Parteien damit
einverstanden sind, ohne Einverständnis der
Parteien bei Auskünften ans Geschäftsbiichern
und sonstigen (insbesondere zahlenmäßigen)
Aufzeichnungen

d) Sachverständige Der-en Auswahl
erfolgt durch das Gericht, wenn sich die Par-
teien nicht auf bestimmte Sachverständige
einigen. Das Gericht hat freie Hand nnd das
Recht der frei-en Beweiswürdiguug des Beweis-
wertes des erstatteten Gntachtens.
Der Beweis wird angetreten durch den Au-

trag der Parteien, einen bestimmt-en Beweis
für eine bestimmte Tatsache zu erheben. Das.
Gericht kann angebotene Beweise ablehnen,
wenn es die Tatsache, um welche es sich handelt,
schon kennt, oder wenn es diese Tatsache für
unerheblich hält. Die Beweisaufnahme erfor-
dert regelmäßig ein besonderes Verfahren, das
vom Gericht durch einen Beweisbeschluß an-
geordnet wird. Der Beweisbeschluß ist aber für
den Richter nicht bindend nnd durch die Par-
teien nicht anfechtbar. Den Parteien ist es ge-
stattet, der Beweisaufnahme beiztuvohnen.

Sind Beweismittel vom Verluste oder
schwerer Erreichbarkeit (z. B. bei Auswande-
rung) bedroht, so läßt das Gesetz ein Verfah-
ren zur Sicherstellung einer voraussichtlich
künftig erforderlichen Beweiserhebung zu
Ebenso, wenn Mängel einer Sache festzustellen
sind, ans denen ein Recht hergeleitet werden
soll, oder wenn der Zustand eines Gutes fest-
zustellen ist, dessen Beweis einem Spedit-eur,
Lag-erh-alter usw. obliegt. Die Sicherung des
Beweises kann also ohne vor-gängsige neuerliche
Verhandlung im anhängigen Prozeß und in ge-
wissen Fällen schon vor Beginn des Prozesses
selbst erfolgen. -

Der Eid als Beweismittel ist die feierliche
Versicherung der schwören-den Partei, daß eine
tatsächliche Behauptung wahr oder unwahr sei.
Zur Eidesleistung der Partei kommt es ent-
weder, wenn ein-e Parteider andern über eine
streitig-e Tatsache den Eid zuschiebt oder wenn
das Gericht einer Partei den Eid über eine
streitig-e Tatsache auferlegt. Erfahrungsgemäß
drängen sich die Partein zum Eide. Oft
wir-d der ganze Proz-eß nur darum geführt, wer
den Eid bekommt. Die eine Art der Parteien
glaubt oft felsenfest in suggestiver Selbst-
täuschung an das ihr Gsünstige, ander-e haben
vielfach jede Scheu vor dem Meiueide verloren.
In Erkenntnis dieser Tatsache ist die Proz-eß-
ordnuug vorsichtig. Sie läßt kein-e Partei sich
zum Eide selbst vorschiseben, »das will und kann
ich beschwöreu«, sondern der Anstoß muß vom
Gegner durch Zuschiiebuug des-Eides ausgehen
oder vom Gerichte-. Es sind deshalb zwei Arten
des Parteieides zu unterscheiden:

a) der Schiedseid, das ist der von einer Partei
der anderen zugeschobene oder ziirückge-
schobeue Eid,

b) Der richterliche Eid oder der einer Partei
vom Gericht auferlegte Eid (Noteid).

Zu a: Der zugeschobene Eid. Der Beweis
wird angetreten durch die Erklärung, daß dem
Gegner über eine bestimmte Tatsache der Eid
zugeschoben werde. Eidesznschiebuug ist das
Verlangen, derGegner soll eine vom Zuschiebeu-
Den behauptete (hiernach dem Gegner un-
günstige) Tatsache eidlich ableugnen. Die Eides-
zufchiebung ist nur an den Prozeßgegner zulässig.
Der gegnerische Teil kann dann unter Um-
ständen seinerseits den Eid wieder zuriickschiebeu.
Die zuschiebeude Partei muß es sich daher wohl
überlegspen ob sie der Gewissenhaftigkeit des
Gegners vertrauen kann. Der Eid ist von der
Partei oder, wenn solche einen gesetzlichen Ver-
treter hat von diesem in Person zu leisten.
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Die nschiebung des Eides an den Gegner ist
aber ni t ohne alles Weitere, sondern nur be-
schränkt zulässig, nämlich:

nur über bestimmte Tatsachen (nicht etwa aufs
Geratewohl zur Ansforschung beliebiger
Dinge),

nur über die vom Gegner selbst vorgenom-
menen Handlungen oder eigenen Wahr-
nehmungen,

über fremde Wahrnehmungen nur, soweit sie
solche seines Vertreters oder Rechtsvor-
gängers sind,

nur über Tatsachen, deren Gegenteil nicht
bereits auf andere Art, also durch andere
Beweise, erwiesen ist,

nur durch diejenige Partei, welche für die von
ihr behauptete Tatsache beweispflichtig ist.

Bis zur Eidesleistnng kann jede Partei die
Auferlegung und die Ablegung des Eides da-
durch verhindern, daß sie andere Beweismittel
für das Eisdesthema angibt, die unbedingt vor
dem Eide erledigt werden müssen.
Durch den zugeschobenen Eid wird der Geg-

ner gezwungen, sich zu erklären, ob er den Eid
annimmt, verweigert oder zurückschiebt. Kraft
gesetzlicher Beweisregel gilt im Falle der
Eidesleistung die beschworene Tatsache, im
Falle der Eidesverweigerung deren Gegenteil
für den Prozeß als voll erwiesen. Jst der
Gegner zu gewissenhaft, den Eid zu leisten,
so schiebt er den Eid zurück oder er muß durch
die Verweigerung des Eides eine rechtliche
Tatsache gegen sich feststellen. Die Zurück-
schiebung des Eides ist eine gefährliche Sache,
weil der Eid von der Gegenseite gewöhnlich ge-
leistet wird. Erfolgt trotz Aufforderung des
Gerichts keine Erklärung, so gilt der Eid als
verweigert, nnd der Beweis ist dem Beweis-
führer, der den Eid zuschob, gelungen. Das-
selbe gilt, wenn die Partei in einem Falle, in
welchem die Zurückschiebung unzulässig ist, den
Eid zurückschieth ohne ihn bedingt anzunehmen.
Eine Erklärung braucht aber vor Erledigung
anderer Beweismittel für das Eidesthema nicht
abgegeben zu werden nnd kann unter Um-
ständen nach anderweitiger Veweisaufnahme
widerrufen werden. Nimmt der Gegner den
Eid an, so erklärt er sich damit bereit, die Be-
hauptung abzuschwören. Der Eid ist ihm also
aufzuerlegen.

Die Zurückschiebung des Eides ist nur inso-
weit zulässig, als sie als Eideszuschiebung zu-
lässig wäre. Z. B. der Kläger schiebt dem Be-
klagten den Eisd- darüber zu, daß ihm des
Klägers Erblasser ein Darlehen gegeben habe,
der Beklagte kann diesen Eid nicht an den Erben
zurückschieben. Schiebt der Gegner den Eid un-
zulässigerweise zurück, so gilt der Eid als ver-
weigert. ,

» .. Je nach Art der zu beschwörenden Tatsachen
ist die Eidesnorm verschieden. Man unter-
scheidet zwischen dem Wahrheitseid und dem
Uberzeugungseid; Die Anordnung des Eid-
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Endurteil, d. h. es wird auf den Eid erkannt.
Das bedeutet, daß der Prozeß bis aus den vom
Eid abhängigen Punkt vollständig und ent-
scheidungsreif durchzuverhandeln ist, so sdaß
keine anderen Beweise mehr notwendig find und
der endgültige Ausgang nur noch von der
Leistung oder Verweigerung des Eides abhängt.
Die Eidesnorm und die Folge der Leistung oder
Nichtleistung des Eides wird in dem Urteil
genau festgestellt (,,leistet der Beklagte den Eid,
so wird die Klage abgewiesen, verweigert er die
Leistung des Eides, so wird er vernrteilt usw.«).
Durch Beweisbeschluß kann die Eidesleistung
dann angeordnet werden, wenn beide Parteien
über Norm nnd Erheblichkeit des Eides einver-
standen sind.

Zu b: Richterlicher Eid. Der Richter darf
von sich aus ausnahmsweise (als Noteid) das
Beweismittel des Parteieides in den Prozeß
einführen, wenn die seitherigen Beweise und
Verhandlungen (Beweisanfnahme) ihn nicht
vollständig von der Wahrheit oder Unwahrheit
einer Tatsache überzeugt haben. Ein Recht auf
diesen Noteid hat keine Partei, auch wenn sie
sich erbietet, einen richterlichen Eid anzu-
nehmen.
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Aus den gewerbl. Korporationen
mm

26. Verbandstag des Reichsverbandes des

deutschen Elektro-Jnstallateur-Gewerbes e V.

(VEJ), Frankfurt am Main

’r Dieser seit 26 Jahren als Reichsorganisation
des gesamten deutschen ElektræJnstallateup
geswerbes bestehende Verband hielt in den Tagen
vom 3.——5. 6. 1928 feinen 26. Verbandstag in
München ab. Nachdem am 4. Juni 1928 die gut
besucht-e Vertreterversammlung, gewissermaßen das
berufsständige Parlament getagt hatte, fand die
öffentliche Hanptversammlung, der Verbandstag,
am Dienstag, den 5· Juni 1928, vorm. 9 Uhr, im
Künstlertheater der Ausstellung zu München statt.
Sie wurde mit herzlichen Willkommen-Worten
durch den Ver.bands«vorsitzend-en, Herrn Felix
Baumann aus Zwickau, in Gegenwart von
zahlreichen Vertretern der Behörden, befreundeter
Verein-e und Verbände des Jn- und Auslande-s
eröffnet. Rund 250 Teilnehmer wohnten dem
Verbandstage bei. .iach einem eingehenden Ge-
schä«stssbericht, erstattet durch den Verbandssyndikus
Volkswirt R. D. V. H. Buchwald-Frankfurt
a. Main, erstattete Vorstandsmitglied August
Leibig-Frankfurt a. Main einen sehr aktuellen
Vortrag über »Neuzeitliche Knndenwerbung im
Elektro-Jnstallateur-Gewerbe«. "Beide Referate,
desgleichen die der am Vortage abgehaltenen Fern-
melde- und Radiotagung werden in der BEI-
Zeitschrift des genannten Verbandes im Wortlaut
erscheinen. Es folgte sodann die Verlesung der
Beschlüsse. Die ausscheidenden Vorstandsmitglieder
Felix Baumann-Z«wickau, Hugo Unbehauen-Berlin
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und August Leibig-Franksurt a. Main wurden
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wieder gewählt und Jng. Heinrich Ochs-Nürnberg
neu hinzugewählt. Als Tagungsort für die nächst-
jährige Versammlung wurde Koblenz bestimmt.
Die Organisation des Verbandes schreitet rüstig
fort. Die Zahl der Mitglieder konnte auf fast
9500 erhöht, die Zahl der Lokalorganifationen auf
fast 400 erweitert werden. Mit einer weiteren
günstigen Entwicklung ist zu rechnen. Die äußerst
harmonisch verlaufene Tagung schloß mit der
Dekorierung von 35 Mitgliedern, denen für ihre
25 jährige Zug-ehörigkeit zum Verbande ein Diplom
und eine silberne Ehrennadel durch den Vorstand
überreicht wurde. Interessenten erhalten den
,,Bericht über das Geschäftsjahr 1927« (1. 1. 27
bis 31. 12. 27) durch die Geschäftsstelle des Reichs-
verbandes, Frankfurt a. Main, Scheffelstr. 1/11.,
zugestellt.

ihächstgerjchtlirhr Entscheidungen
Darf sich ein Lehrling gegen nicht gerecht-

fertigte Züchtigung mehren?

f K. hatte einen Sohn, welcher Handwerkslehr-
ling bei B. war. Von der vierjährigen Lehrzeit
hatte K. jun. drei Jahre hinter sich. Nach dem
schriftlich-en Lehrvertrag sollte der Lehrling 8 Mark
Wochenlohn im- vierten Lehrjahr erhalten. Jm
Januar niißhandelte ein Gehilfe den erwähnten
Lehrling erheblich; es mußte sogar ein Arzt in- An-
spruch genommen werden. Der Arbeitgeber B..
entließ darauf den Lehrling«sofort, als er von dem
Vorgang Kenntnis erhielt. Wegen der Unter-
brechung der Lehrzeit verlangte der Vater des Lehr-
lings von dem Arbeitgeber 300 Mk. Entschädigung
Obschon B. einwendete, der Gehilfe habe das-
väterliche Züchtignngsrecht keineswegs über-
schritten, sondern habe sich in einer Art Not-mehr
befunden, verurteilte das Arbeitsgericht Mägde-
burg B. zu etwa 200 Mk. Entschädigung und
führte u. a. in der Begründung aus, sei auch das
Verhalten des Lehrlings nicht zu billigen gewesen,
so könne gleich-wohl nicht anerkannt werden, daß
der Arbeitgeber richtig gehandelt habe. Hätte der
Arbeitgeber dem Vater von dem Verhalten seines--
Sohnes Nachricht gegeben, so hätte er darauf hin-
weisen können, daß sein Sohn entlassen werden
würde, wenn er sich weiterhin widersetzlich be-
nehmen würde. Möge auch nach der Gewerbe-
ordnung eine leichte Züchtigung des Lehrlings zu-
lässig sein, so könne vorliegend von einer leichten
Züchtigung nicht die Rede fein. Der Gehilfe habe
den Lehrling wegen eines geringfügigen Anlassesj
gezüchtigt und ihn, als er sich wehrte, blutig ge-
schlagen; schließlich sei dann noch der Lehrling frist-
los entlassen worden. Unter den«-obwaltenden
Umständen sei davon auszugehen, daß der Lehrling
ohne triftigen Grund vom Arbeitgeber entlassen
worden sei. Es könne keinem Zweifel unterliegen,
daßder Lehrling durch die. fristlose Entlassung in
seinem Erwerbe erheblich geschädigt sworden sei.
Unter Berücksichtigng aller Umstände erscheine
eine Entschädigung von 208 Mk. für 26 Wochen
angemessen und ausreichend.

 



Stammergericht. Gewerbeordnung und
Jugendgerichtsgesetz bei Versäumung der

Fortbildungsschule
s R. St. aus Berlin- Schöneberg, welch-er

17 Jahre alt ist, hatte gegen ein Jahr die Berufs-
schule nicht besucht; er betonte, er habe arbeiten
müssen, um feine arme Mutter zu unterstützen.
»Da aber St. sowohl vom Jugendamt als auch von
der Schulverwaltung öfters vergebens aufgefordert
worden war, die Schule zu besuchen, so erachtete
das Amtsgericht die Verurteilung des Angeklagten
auf Grund der §§ 120, 150(4) der Gewerbe-
ordnung, der ortsftatutarischen Bestimmungen vom
20 April 1925/30. März 1926 und des Jugend-
gerichtsgesetzes zu 20 Mark für gerechtfertigt; es
twurde auch angenommen, daß der Angeklagte die
erforderliche Einsicht gehabt habe und eine fort-
gesetzte Handlung vorliege. Auf die Revision der
Staatsanwaltschaft wurde aber die Vorentscheidung
aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhand-
lung und Entscheidung an die Vorinstanz zurück-
verwiesen, indem u. a. ausgeführt wurde, ans den
§§ 120, 150 der Gewerbeordnung erhelle, daß von
einer fortgesetzten Handlung keine Rede sein könne;
es sei vielmehr ohne Rücksicht auf die Einheit des
Vorsatzes jede einzelne Schulversäumnis mit
Strafe zu belegen. Da der Angeklagte noch zu den
jugendlichen Personen im Sinne des
gerichtsgesetzes vom 16. Februar 1923 gehöre, so
kommen §§ 3, 91,0 in Betracht; hiernach sei neben
der Einsichtsfähigkeit noch die Feststellung er-
forderlich, daß der Angeklagte fähig sei, feinen
Willen dieser Einsicht gemäß zu bestimmen.

Stammerqericht. Auswärtg wohnende Lehr-
linge können durch Ortsstatut verpflichtet

werben, die Fortbildungsschule ihres Be-
schäftigungsortes zu besuchen

i« Der Zimmerlehrling K. aus Regerswalde bei
Sasgan, welch-er bei ein-er Baufirma in Sagan das
Zimmerhandwserk erlernt, war in Straf-e ge-
nommen worden, weil er die Fortbildungsschule
in Sagan nicht besucht habe. K. erachtete sich für

rthend-«

verpflichtet, die Fortbildungsschule in Sagan zu
besuchen, da er bei seinen Eltern in Regerswalsde
wohne und einen Techniker der Baufirma gebeten
habe, an den Magistrat in Sagan zu schreiben,
damit er vom Besuch der Fortbildungsschule in
Sagan befreit werde. Das Jugendgericht in
Sagan verurteilte aber den angeklagten Zimmer-
lehrling zu einer Geldstrafe, da er so lange die
Fortbildungsschule in Sagan hätte besuchen müssen,
bis er Kenntnis davon erlangt habe, daß seinem
Antrag auf Befreiung vom Besuch der Fort-
bildungsschule in Sagan stattgegeben worden sei.
Auf die Revision des Bat-ers des Angeklagten
wurde vom Kammergericht die» Vorentscheidung
aufgehoben und die Sache an das Amtsgericht zur
erneuten Verhandlung und Entscheidung an das
Amtsgericht in Sagan zurück-verwiesen, indem u. a.
ausgeführt wurde, ein Teil der Übertretungen des
Angeklagten, welche im Mai v. J.» begangen seien,
müsse als verjährt angesehen werden, da über-
tretungen in drei Monaten verjähren, wenn nicht
richterliche Handlungen vorliegen, durch welche die
Verjährung unterbrochen werde. Was die Schul-
versäumnisse angehe, welche im Juni liegen, so sei
Verjährung nicht eingetreten. Auf Grund der
§§ 120, 142, 150 der Gewerbeordnung sei nach
Anhörung von beteiligten Gewerbetreibenden und
Arbeitern unter Zustimmung der Stadtverord-
netenversannnlung, nnd mit Genehmigung des Be-
zirksausschusses sei ein rechtsgültiges Ortsstatut,
betreffend die gewerbliche Berufsschule für den
Gemeindebezirk Sagan, vom 8. Januar 1914 mit
Nachträgien ergangen, nach welchem alle im Ge-
meindebezirk wohnhaften und dort nicht nur
vorübergehend beschäftigten gewerblichen Arbeiter,
Gesellen, Gehilfen, Lehrlinge, die Berufsschule an
den vom Magistrat festgesetzten Tagen und
Stunden zu besuchen nnd an dem Unterricht teil-
zunehmen haben. Zuwiderhandlungen werden ge-
mäß § 150(4) »der Reichsgewerbeordnung mit
Geldstrafe bis zu 20 Mk. oder mit Hast im Un-
vsermögensfalle bestraft. Das Gesetz vom 31. Juli
1923, betreffend die Erweiterung der Berufsschub
pflicht, beziehe sich nur auf nicht gewerbliche Fort- bildungsschulen und könne vorliegend keine An-
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wendung finden. Lehrlinge, welche im Bezirk der
Stadt Sagan beschäftigt seien,— haben an und für
sich die Fortbildungsschule in Sagan zu besuchen,
wenn sie auch auswärts bei ihren Eltern wohnen.
Eine Berurteilung des Angeklagten könne aber
nur erfolgen, wenn der jugendliche Angeklagte zur
Zeit der Tat nach seiner geistigen und sittlichen
Entwicklung auch fähig gewesen sei einzusehen,
daß er ungesetzlich oder seinen Willen dieser Ein-
sicht gemäß zu bestimmen. Eine Verurteilung
jugendlicher Personen zu Geldstraer lasse sich nur
rechtfertigen, wenn die Erziehungsmaßnahmen im
Sinne des § 7 des Jugendgerichtsgesetzes nicht für
ausreicht-nd erachtet werden.

  

Stammergericht. Ein Einspruch ohne Unter-
schrift ist ungültig

»s- Ein Mal-er T. aus Biefenthasl war in Strafe
genommen worden, weil er unbefugt einen Lehr-
linsg gehalten und mithin gegen die Vorschriften
der Reichsgewerbeordnung verstoßen habe. T. be-
antragte gerichtliche Entscheidung und wurde vom
Amtsgericht in Eberswalde freigesprochen Diese
Entscheidung focht die Staatsanwaltschaft durch
Revision beim Kammergericht an und betonte, der
Einspruch des Angeklagten sei unzulässig gewesen,
da er vom Angeklagten nicht unterschrieben wor-
en sei. Der Angeklagte beftritt, einen Lehrling

gehalten zu haben, es sei lediglich ein Arbeits-
burschse gewesen. Der Einspruch sei von seiner an-
deren Person verfaßt und von seiner Frau abge-
schrieben und abgesandt worden; mit seiner Unter-
schrift habe er den Einspruch nicht versehen. Der
III. Strafsenat des Kammevgerischts hob die Vor-
entfcheidung aus und Verwarf den fraglichen Ein-
spruch, indem u. a. ausgeführt wurde, der Ange-
klagte habe den Einspruch weder geschrieben noch
unterfchrieben. Der Einspruch sei daher wir-
kungslos gewesen. Die über T. verhängte Strafe
sei mithin unanfechtbar und rechtskräftig- geworden.

  z
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‘Holzbearbeliungsmaschlnen
 

   

 

  

   

Holzbear-
« beitungs-
_ maschiuen

und Werk-

« zeuge

nur
—

Breslau X
Michaelis-
str. 18122

Max Seifert
Masdrinen- u. Werkreugiabrik  

 

Max Jung
Augustastraße 90
Telefon 33937

Jalousien,
Rolläden, Rollos und
deren Reparaturen 
 

leimt-iet- aller Art
sowie Reparaturen
Hohenzollernstraße 83

Fernruf 31075

s Alfons Kasperl

Klempnereiartikel
 

 

Breslau l, Reuschestr. 24
Tel.Samn1elnumm 54051

| c. Schlawe

 

 

 

Lacke u. Farben

Lack und Farben
Spezialgeschäft

Oskar Hecke
i Breslau, Nachoclstr. i7

und Reuschestraße 50

(neben Niepoldshof)

Billigste Bezugsquelle für

Handwerker 
 

Jalousien

HBI‘Iflflllii 36|“!!!
Breslau X, Mühlgasse lO/ll

Telefon 50127

 

· IMIs llllll sonnenialouslen

Bolzuram—Ilouloaulr Ausführ. sämtl.Reparaturen

 

 

 

Lacke, Farben
Fimisse, Pinsel

Leim‚Spritzapparate

Sillles. Wi- llllll
fernen - Illllllillil!

Breslau 2
Neue Tascheustr. ll  

 

 

und Schuhbeclarfsartikel-

handlung Schlesiens.

Breslau. Rauschele 29-31
Gräbschener Straße 19-21

Moltkestraße l4

Bohrauer Str. 27, Poststr. 7
 

Ma_t_____ratzen

Fritz-—Hühner
Fabrikation von

E Stahl: und Aut-
legematratzcn

Breslau 10
n u r Kreuzburger Str. 17

Feruruf 50181.
Fordern Sie Preisliste.

 

 

Stahlmatratzen
und Bettstellen en gros.

Ständiges Lager

Hühner, üroßpielsch & Salm
Stahlzugiedermatratzen-

labrlk

Breslau, Helmut 311.63—65
Telefon 313 97.   

WILL-!
Qualitätsmöbel

Ladeneinrichtungen
bei Zahlungserleichterung

Schoetz ei Co.
Breslau 23, Lohestr. 33.

Telefon 367 54   Eigene Tischlerei. «

Breslau l, Ring 8. Tel.206 86

Aelteste und grösste
Fabrik Breslausi

Sattlerei

I AdolfJaeger I
Breslau 6, Tel. 291117
Friedr.oWiIhelm-Str. 30

Sattel-‚ Geschirr- u.
Lederwarenfabrik

Spor tbälle
Schaukelpferde

 

  

 

Schlosserei

MESBIHBWBIG
Breslau 10, Blürlurslralie 17

Telefon 219 43

Kunstschmiede
u.Bauschlosserei

Schubkästen

 

   
 

. OOOÜOÜOOO

Schubkästen
in Steingut

für Küchenschränke

 

Breslau 2, Hubenstraße 2

Messing-Verglasungen 

 

f Leder- u. Schuhbedarf Pianofortefabrik Stempel, Schilder

Albert Gutschc Traugott Berndt Alwin Kaiser
Leistungsfähigste Leder- 'lnh.: Ed. Pohi. Gravier-Anstalt

Breslau I, Am Rathaus 15
Telefon 294 87
 

Wagenbag
 

‚Reinhold Knete?

Breslau il. Ist-allerletle 196
Wugen- u. Karosseriebau

 

bei Einküner jeder

Art nur solche wirk-

(ich leistungsfähige
» Firmen, die ihreInses

rate in der Zeitschrift

erhielten! Handwerk

und Gewerbe

veröffentlichen.

u.

8|! weruen fllll IlBlliBni W-
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Korn-Ges-
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wie Unfall, Haftpflicht, Glas,

Fernrul: 573 75

—..»k-taIlew .
Kupfer, Messing, Neusilber, Blei, Zinn : salsunausuarkau'

in Blechen, Drähten, Stangen und Röhren

Lötzinn, Lagermetall, Schlaglot, Gras-, Guß-

Werkzeuggufisiahl

Julius Sckeyde
Breslau I, Ohlauer Straße 21/23

WWWQWOOGGQOO

Mannheimgr .‚

« Versicherunss- Gesellschai
welche mit verschiedenen Handwerkskammern —
einen Unfall: u. Haitpflichtversicherungs-Vertrag : «
abgeschlossen hat, empfiehlt sich zum Abschluß von

Versicherungen aller Art
Leben,

Einbruch-Diebstahl und offeriert billigste Prämien
unter günstigsten Zahlungsbedingungen

Die Subdirektion ii’lr SchlesiellWillleim voll Poser
Breslau 8, Feldstraße 44 «

beginnt am s

Donnerstag, 28.Jun

Gewaltige Preisherabsetzung!
zum Teil 500/0

; bis

O Auf alle nicht besond. rot gezeichneten
S Gegenstände I 0 0/0 Sonderrabatt!

G)

Herren-Bekleidungshaus

liebt. Meister, Breslau
Albrechtstr. 40 ptr., l. und 2. Etage

nur eigene Herstellung

      Gegründet 1866. Fernsprecher 57715

   

  
     

      

 

Tischlerei-Bedarfsartlkel
Größtes Spezialhaus am Platze in

Möbelauilägen,Kehlleisten, Schnitzleisten
DK Tisch— u. Bettiüßen, Schrankiüßen etc.

« Überzeugen Sie sich von meiner Qualitätsware und
der konkurrenzlosen Preiswürdigkeit

Tracllenberger Holzwaren-Fabrik ·

Emil Ridiger F- Co.
Niederlage Breslau, Reuschestraße l3/l4. ‑

Eingang Reußenohle

Feuer,

Femruf: 57375 - «

 

- i

« « b

. .  Vertreter an allen Orten gesucht
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Drahtgeflechte, __
Drahtgewebe, Drahtzaune
Alfons Gottwald, Breslau 13,   Steinstr. 47. Telephon 34464
 

  
   

 

  

 

l IS ZWGFSR
N

ZCPIPRYÆH “1.532599“! s Lesen-cease 43

Te e on ervolrc

i - und Herdschlangen,
säähnungs:

Zonen He fügte“ Hydrophogegke
Ofenbiasen

sc‘i‘äuß‘enmägschwelfite
Faconst

,

ge -  
 

Hobel-lBänke

     erster Ulmer und mitteldeutscher
Herstellung .

alle Eisenteile für Hobelbänke, Hobel
Hobelmesser . Stechbeitel - Sägen
Bohrer . Fräser und sonstige neu-
zeitliche Werkzeuge für die mecha-
nische Holzbearbeitung liefern in
nur bester Ware und zu günstigsten
Preisen

Höpner & 00., Eisenwaren Muster-

Niesky o.-|.. 333""
eistungsfählg s‘ Haus für alle Holz- [Dreis-
bearbeltungswerkzeuge listen

. kostenlos

 

IOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOOI

Karl Biehan, alasermelster :
im. 51793. Breslau II, rationale-Indus 3

. Bau-Großglaserei. Ilas- und sit-Ies- O
handlg.‚l(unstverglas.,Autoschelben

KNOOOOOOO„OOOOOO„O“OOOC 
Furniere“

 um die Ecke von Farbengeschäft Schade.  

 

.· u». ._ ';_ .
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_ -. Hiermit ist alles gesagtl—Berge spott-
‚1-221 Ms k« billiger Preise könnten wir auftürmen,

.· Preise, die allein, und wenn sie noch
sp, " so niedrig, nichts besagen. Unsere

gesikss Schaufensterzeigenlhnen diese spott-
'‚' ' billigen Preise und zugleich die Ware

T und darauf kommt’s an.

l

sind die Preise herabgesetzt.Wirhaben
alles getan, kein Opfer gescheut, um

. unsere Riesenläger zu räumen, und
wir werden räumen.

.5; ·

« 4.; Ists .l:
, , n.

- _ « k- »

« k’ H- .(-«;'«« ’«.«.«l '««1. ".4" «

A...- .-"-s««- f .

BEGINN: Auf alle fertigen Konfektionswaren und
MONTAG Pelze‚mit Ausnahme d.Markenfabrikate

25. ‚I u "i 100/0 Kassen-Rabatt   R
Rudol- legte-Messi-

 

ina- und ausländische Hölzer

    
      

  

      

 

  

 

Sämtliche

 

 

Maschinen u. Werkzeuge
I'll:- Ilolz- und Eise-Ilse- rbeitung

liefern sehr preiswert
zu günstigen Zahlungsbedingungen

Gehr.Weiss‚ Breslau II
Telephon Sammelnummer 585 31   
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’ In“ .II

nur Michaelisstraße 18 ‚_

   
      

     

i Kiliillimli "V
Jonann JHOSGMID .

Stuhlfabrik

B res l au X

Telefon 592 76

.2 _'

« .- (Eine Gipfeilelstung der Technik-ist dle neue

Volks-
Schreibmalchsnein vollendeter Konsiru llon, ll..ii 90 Eupen.

« Farbbandumfchallung, fertini eine fichtdare
klare Schrift, sogar mehrere Kopien, filr led-
Briefbogen passend, da normal breit. Wag.

' Fordern Gle Prolpe le gratis durch

BRUNO DEll
_ Gackifch, Sir. Glalz in Schlefien

 

Augustastrabe 7 r 

Glasschleiferei / Glashandlung
Autoscheiben

Vertretung Glasversldierungs-Verein a. 0.
Schwcldnltz « «

ALEXANDER ALT
Breslau l 3

Telefon Z 54 |3   
 

—

BadLandeck Schlcs.
„Haus Prinzeß Louise“

gegenüber d. Georgenbad
empfiehlt schöne sonnige
Zimmer (8 Balkonzimmer)
zu kürz. u. läng. Aufenthalt.
Anerkannt vorzügl. Ver-
pflegung.Tagespension von
5.50 Mk. an. Gut bürger-

liches Haus.
Besitzer A. Hoheisel

illßiiilil‘
Ileln lflflfllli liflfllll 30388“!
80 ‚cm br. Zwirnroßilaar

 

 

80 cm br. Wollhaartuch
2130—2070 RM.

Ia. Moleskin
von 1.20 RM. an

la. satin “Ärmelfutter
von 1.20 RM. an
u. snw.

Außerdem reichhaltiges
Restelager. 4 Proz. Rabatt!

Wsclllllz
nur Alsenstr. 30, lll.

W. Matuszewski
Gabitzstr. 87/89
Ecke Opitzstr.22
T e l e f o n 341 39

Farben, Lacke, Pinsel
Belzen — Mattlne

  Gips, Zement, Karbolineum

us-Spcrrplaflen Leipziger‚Werller sc co.
Fernrut 55481 Breslau z Siebenhuiener Sir. 11.16

von 2.— RM. an

Geschäft
sofort zu pachten
od. kaufen gesucht
bei gut. Anzahlung
oder baldiger Be-
zahlung. Auf dem
Lande bevorzugt.
Off. unt. Nr. 567
b e f ö r d e r t

J.“ Ast, Gabitzstr. 9|
 

lisulufi
mit Maschinen, 8 bis 10
Bänke, in mittelschlefiich.
Rreisitabt, sofort günstig
zu bewachten, entl.
auch m. Laden u. Möbel-
Ausflellunggräumem
Off W. 568 hef. J. Ast,
Gabitzstraße 91.
 

 

Siabeisen, iormeisen. Bledlc

Stahl und blk. Wellen

Sdlloßsdlraubnl

Masfllinensdlrauben
sowie alle anderen

Schrauben u. Nieten

la Aussdluiibledle
empfiehlt

hielt lenke's lilllilg.
Breslau VI

Friedr.-Wilhelm-Str. 3    


